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Im Bundestag wird aktuell beraten, welche Enquete-Kommissionen in dieser Legislatur eingesetzt werden sollen. Das Deutsche Institut für Menschenrechte hat jetzt empfohlen, eine Enquete-Kommission zur gesellschaftlichen Inklusion einzurichten, die die Umsetzung der seit 2009 für Deutschland geltenden UN-Behinderten-rechtskonvention in den Blick nimmt. Nach Ansicht des Instituts bietet der Koalitionsvertrag an vielen Stellen konkrete Ansatzpunkte für eine gute Politik im Interesse von Menschen mit Behinderungen. 

„Eine interdisziplinär aufgestellte Enquete-Kommission wäre eine sinnvolle Ergänzung zu den geplanten Vorhaben“, erklärte Leander Palleit, Leiter der Monitoring-Stelle UN-Behindertenrechtskonvention des Instituts. Hier könnten Politikerinnen und Politiker unterschiedlicher Fachrichtungen gemeinsam mit Sachverständigen aus Praxis, Selbstvertretungsorganisationen, Verbänden und Wissenschaft wichtige übergreifende Fragen behandeln und strukturelle Probleme identifizieren, die der Auflösung der Sonderwelten für Menschen mit Behinderungen und der Schaffung echter inklusiver Gesellschaftsstrukturen bisher entgegenstehen, so Palleit.
 
Fragen, wie eine inklusive Arbeitswelt entwickelt werden kann und wie dafür das Ausbildungssystem umgestaltet werden muss oder welche Rolle der Bund beim Aufbau bundesweit gleichwertiger inklusiver Bildungsstrukturen spielen kann, sollten nach Ansicht von Palleit von einer Enquete-Kommission bearbeitet werden. 
„Ziel einer Enquete-Kommission zu gesellschaftlicher Inklusion muss es sein, Vorschläge für strukturelle Veränderungen in Politik, Gesetzen und Administration zu machen“, so Palleit. „Die Arbeit einer solchen Enquete-Kommission kann der Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention mit Sicherheit zu neuer Dynamik verhelfen.“
 
PM DIMR 1. Juni 2022
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Aktuelle Behindertenpolitik

[bookmark: _Toc106458518]Europäischer Protesttag am 5. Mai
 „Die rot-grün-gelbe Regierungskoalition muss schnell ihre Hausaufgaben machen, um die Inklusion und Barrierefreiheit für behinderte Menschen endlich entscheidend voranzubringen.“ Darauf weisen die Sprecher*innen der LIGA Selbstvertretung, Dr. Sigrid Arnade und Ottmar Miles-Paul, anlässlich des Europäischen Protesttages zur Gleichstellung behinderter Menschen am 5. Mai hin. „Seit 30 Jahren fordern behinderte Menschen und ihre Organisationen um den 5. Mai herum ihr Recht auf gleichberechtigte Teilhabe ein. Jetzt brauchen wir endlich einen entscheidenden Sprung nach vorn“, betont Ottmar Miles-Paul, der bereits an der Organisation des ersten Protesttages am 5. Mai 1992 entscheidend mitgewirkt hat. 

„Die Zeichen für einen wirkungsvollen Wandel hin zu mehr Barrierefreiheit und Inklusion stehen mit einer Reihe von Formulierungen im Koalitionsvertrag von SPD, Grünen und FDP auf Bundesebene eigentlich gut. Diese müssen nun aber auch umgesetzt werden und dürfen nicht, wie so oft, auf die lange Bank geschoben und verwässert werden“, fordert Dr. Sigrid Arnade, die unter anderem an den Verhandlungen zur Verabschiedung der Behindertenrechtskonvention der Vereinten Nationen mitgewirkt hat. Sowohl die Verpflichtung zur Barrierefreiheit für private Anbieter von Dienstleistungen und Produkten und ein Aktionsplan für mehr Barrierefreiheit im Gesundheitswesen, als auch wesentliche Verbesserungen für eine barrierefreie Bahn und einen barrierefreien Öffentlichen Personennahverkehr sind im Koalitionsvertrag vorgesehen. „Der Wille scheint da zu sein, nun müssen diese lange geforderten Vorhaben in entsprechende Gesetzestexte gegossen, verabschiedet und mit den entsprechenden Haushaltsmitteln untermauert werden“, erklärt Ottmar Miles-Paul. 

„Wir fordern die Regierungskoalition daher am diesjährigen Europäischen Protesttag zur Gleichstellung behinderter Menschen auf, ihre Hausaufgaben schnell zu machen und die Umsetzung der Behindertenrechtskonvention der Vereinten Nationen durch klare und verpflichtende Regelungen zur Barrierefreiheit und Inklusion entscheidend voranzutreiben. Denn behinderte Menschen wollen wie alle anderen auch ins Restaurant oder ins Kino bzw. Einkaufen gehen. Vor allem brauchen behinderte Menschen Unterstützung und Assistenz, um selbstbestimmt mitten in der Gemeinde statt in Sonderwelten lernen, wohnen, arbeiten und ihre Freizeit verbringen zu können“, betont Dr. Sigrid Arnade. 
PM vom 3. Mai 2022

+++


[bookmark: _Toc106458519]Protestaktion: Diskriminierung beim Bahnfahren 

Anlässlich des Europäischen Protesttages zur Gleichstellung von Menschen mit Behinderung 2022 hat die Interessenvertretung Selbstbestimmt Leben in Deutschland e.V. (ISL) auf ihrer Protestaktion mit Erfahrungsberichten von Aktivist*innen aus ganz Deutschland festgestellt, dass Diskriminierung beim Bahnfahren immer noch bitterer Alltag für Menschen mit Behinderungen ist.
Mit kurzen schauspielerischen Darstellungen wurden ganz typische Szenen im Reisealltag behinderter Menschen gezeigt: Sei es, dass der Mobilitätsservice trotz Voranmeldung nicht am Bahnsteig erscheint; das Universal-WC defekt ist, welches dann zur Nicht-Mitnahme der Person führt; oder aber ein Hublift am Zug, der sich dann doch nicht mehr ein- oder ausfahren lässt.
So beschreibt die Klimaaktivistin Cécile Lecomte, dass es für sie einfacher sei einen Strommast zu erklimmen, als mit der Bahn in ihrem Rollstuhl von A nach B zu kommen. Sie fordert endlich ausschließlich stufenlose Züge.

Bahnfahrerin Kathrin aus Norddeutschland erzählt von ihren Erlebnissen: So wurde ihr beispielsweise die Hilfeleistung beim Umsteigen mit Rollstuhl, Handbike und Gepäck wegen des Überziehens des Dienstschlusses des Bahnsteigpersonals von fünf Minuten verwehrt.

Jan Krech, vom Deutschen Bahnkundenverband (DBV) zweifelt in seinem Beitrag ganz stark an, aus welchem Grund der Mobilitätsservice der Bahn eigentlich Service heißt, wenn man sich als Fahrgast im Rollstuhl lediglich nur verwaltet fühlt anstatt umfassend über akzeptable alternative Reiserouten informiert zu werden.

Für die Sprecherin der LIGA Selbstvertretung Dr. Sigrid Arnade zeigen die Berichte von betroffenen Bahnreisenden mit Behinderung vor allem eines: dass behinderte Menschen immer noch Fahrgäste zweiter Klasse sind und nicht als gleichberechtige Kund*innen angesehen werden, weder von der Bahn noch von der Bundesregierung. 
Die ISL und ihre Verbündeten fordern die Bundesregierung, das Verkehrsministerium und die Deutsche Bahn dazu auf, diese Missstände endlich abzuschalten und Menschen mit Behinderung die volle Gleichberechtigung beim Bahnfahren zu gewährleisten – zu jeder Zeit, an jedem Ort.
 
PM vom 6. Mai 2022

+++

[bookmark: _Toc106458520]Digitale Barrieren melden! – Erklärfilm zum 5. Mai
Öffentliche Stellen, wie beispielsweise Behörden, Krankenkassen, Hochschulen oder Gerichte, sind gesetzlich dazu verpflichtet, ihre Webseiten und Apps barrierefrei zu gestalten. Trotzdem stoßen Menschen mit Behinderungen überall im Web auf digitale Barrieren – sei es, dass die Schrift sich nicht kontrastreich genug vom Hintergrund abhebt, sei es, dass bei den Bildern die Beschreibungen („Alternativtexte“) fehlen, um nur zwei Beispiele zu nennen.

Deshalb zeigt der Deutsche Blinden- und Sehbehindertenverband (DBSV) nun in einem Erklärfilm, wie Nutzerinnen und Nutzer über ein Beschwerdeverfahren digitale Barrierefreiheit einfordern können. In drei Minuten wird dieses Verfahren ebenso laientauglich wie unterhaltsam erläutert. Ergänzende Tipps gibt DBSV-Digitalexperte Markus Ertl, der selbst schon häufig Barrieren melden musste. Alle blinden und sehbehinderten Menschen in Deutschland sind jetzt aufgefordert, es ihm gleichzutun. „Wir müssen Barrieren sichtbar machen und dokumentieren! Nur so entsteht der nötige Druck auf die öffentlichen Stellen, digitale Barrierefreiheit endlich umzusetzen“, erläutert DBSV-Geschäftsführer Andreas Bethke.

Hintergrund

Die Verpflichtung öffentlicher Stellen zur Umsetzung digitaler Barrierefreiheit besteht seit vielen Jahren. Was konkret zu tun ist, wird in den Behindertengleichstellungsgesetzen des Bundes und der Länder sowie in der Barrierefreien Informationstechnikverordnung beschrieben. Detaillierte Anforderungen sind festgelegt in den Web Content Accessibility Guidelines (WCAG), dem internationalen Standard zur Umsetzung digitaler Barrierefreiheit.

In den Behindertengleichstellungsgesetzen des Bundes und der Länder ist ein Beschwerdeverfahren festgelegt, mit dem sich Nutzerinnen und Nutzer bei einer öffentlichen Stelle über digitale Barrieren beschweren und deren Beseitigung einfordern können. Führt dies nicht zu einem befriedigenden Ergebnis, nehmen sich Durchsetzungsstellen auf Bundes- und Landesebene der Sache an.

Der Film „Digitale Barrieren melden“ wurde gefördert durch die Aktion Mensch.
Den Erklärfilm und weitere Informationen finden Sie unter:
www.dbsv.org/barrieren-melden

PM vom 3. Mai 2022
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[bookmark: _Toc106458521]Broschüre: 30 Jahre 5. Mai – Lautstark für Gleichstellung

"30 Jahre 5. Mai - Lautstark für Gleichstellung 1992 -2022", so lautet der Titel einer Broschüre, die von der Interessenvertretung Selbstbestimmt Leben in Deutschland (ISL) anlässlich des 30jährigen Jubiläums des Europäischen Protesttags zur Gleichstellung behinderter Menschen herausgegeben wurde. Erarbeitet wurde die aktuelle Broschüre, deren Erstellung und Druck durch die Aktion Mensch unterstützt und im Rahmen ihrer Materialien zum Protesttag vertrieben wird, von Dr. Sigrid Arnade und H.-Günter Heiden vom JOB Medienbüro Berlin. 

"Vor 30 Jahren, am 5. Mai 1992, fing alles an: Der erste 'Europaweite Protesttag für die Gleichstellung und Anti-Diskriminierung Behinderter' ging an den Start und in jedem Jahr machten Menschen mit Behinderungen aufs Neue mobil, wurden sichtbar, forderten ihre Rechte ein. Doch wie entstand dieser Tag? Welche Bedeutung hatte er und wird er haben? Wir von der Interessenvertretung Selbstbestimmt Leben in Deutschland e. V. (ISL) waren damals – und sind auch heute noch – ein Impulsgeber für diesen besonderen Tag. Es ist also an der Zeit, einmal auf die bunten und vielfältigen Aktivitäten zurückzuschauen. Doch keine Angst! Wir wollen an dieser Stelle keine chronologische Auflistung aller Aktionstage bieten, sondern eine politische Einordnung der Bewegung über die gesamten 30 Jahre in Kurzform bereitstellen. Der jeweilige 5. Mai ist dabei sichtbarer Höhepunkt und roter Faden. Es ist also ein Mini-Geschichtsbuch der Gleichstellungsbewegung in Wort und Bild, bei dem auch sieben 5.-Mai-Aktivist*innen zu Wort kommen. Aus unserer Sicht gibt es vier zeitliche Phasen des Kampfes um rechtliche Gleichstellung", heißt es in der Einführung der Broschüre.

Link zur Broschüre, die bei den Materialien der Aktion Mensch zum diesjährigen Protesttag ins Internet eingestellt wurde

Link zu Infos und Aktionen zum diesjährigen Protesttag vom 23. April bis 8. Mai 2022

kobinet-nachrichten vom 29.04.2022 
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[bookmark: _Toc106458522]Medientipps 
Hier das Video anlässlich des Welttages der Barrierefreiheit: (60) Barrieren beim Bahnfahren. Alltag für Menschen mit Behinderungen. Protestaktion 5.5.22 in Berlin - YouTube

Und der Link zum ARD-Podcast der anlässlich des Welttag der Barrierefreiheit auf tagesschau.de veröffentlicht wurde:

Der tagesschau Zukunfts-Podcast: mal angenommen · Deutschland barrierefrei? Was dann? · ARD Audiothek


+++


[bookmark: _Toc106458523]Handlungsempfehlungen: Schutz vor Gewalt in Einrichtungen

In einem gemeinsamen Papier haben der Behindertenbeauftragte der Bundesregierung und die Monitoring-Stelle UN-Behindertenrechtskonvention des Deutschen Instituts für Menschenrechte (DIMR) Handlungsempfehlungen für Politik und Praxis zum Thema „Schutz vor Gewalt in Einrichtungen für Menschen mit Behinderungen“ vorgelegt.
 
Die Handlungsempfehlungen richten sich gezielt an unterschiedliche Akteur*innen in Politik und Praxis, die ihrer Verantwortung beim Thema Gewaltschutz gerecht werden müssen: von der Bundesregierung und den Landesregierungen über die Sozialhilfeträger, die Leistungen für Menschen mit Behinderungen finanzieren, bis hin zu den Einrichtungsträgern der Behindertenhilfe und ihren Fachkräften. Aber auch die Aufsichts-, Strafverfolgungs- und Justizbehörden sind in der Pflicht.

In Deutschland leben derzeit rund 200.000 erwachsene Menschen mit Behinderungen in Wohneinrichtungen. Rund 330.000 Menschen sind in Werkstätten beschäftigt.
 
Britta Schlegel, Leiterin der Monitoring Stelle UN-Behindertenrechtskonvention des Instituts: „Jegliche Form von Gewalt gegen Menschen mit Behinderungen ist grund- und menschenrechtlich verboten und nicht zu tolerieren. In Wohneinrichtungen und Werkstätten erleben Menschen mit Behinderungen jedoch häufig Gewalt, darunter körperliche oder sexualisierte Gewalt, psychischen Druck und teilweise auch unrechtmäßige freiheitsentziehende Maßnahmen. Wir kennen zahlreiche Fälle, wissen aber auch, dass das Dunkelfeld sehr hoch ist. Deswegen müssen Politik und Akteur*innen der Behindertenhilfe hier dringend handeln. Die UN-Behindertenrechtskonvention gibt zudem vor, dass Sondereinrichtungen für Menschen mit Behinderungen, in denen gewaltfördernde Strukturen bestehen, schrittweise abgebaut werden müssen. Solange diese jedoch noch andauern, müssen die Menschen wirksam vor Gewalt geschützt sein.“
 
Jürgen Dusel, Behindertenbeauftragter der Bundesregierung: „Gewalt zu erleben ist eine schreckliche Erfahrung, die einen Schatten über das gesamte Leben werfen kann. Unseren Staat trifft die Verpflichtung, seine Bürgerinnen und Bürger, darunter auch Menschen mit Behinderungen, wirksam vor Gewalt zu schützen, Deswegen ist es gut, dass der Gesetzgeber im letzten Jahr mit der Schaffung von § 37a SGB IX einen ersten wichtigen Schritt gemacht hat, um Menschen mit Behinderungen in Einrichtungen besser zu schützen. Aber es gibt immer noch große Lücken und Probleme bei diesem Thema. Deshalb fordere ich den Bund auf, bestehende Gesetze nachzubessern. Aber auch die Länder, die Leistungsträger und die Leistungserbringer sind in der Pflicht, ihrer Verantwortung gerecht zu werden. Der aktuelle Koalitionsvertrag, in dem verbindliche Maßnahmen zum Gewaltschutz vereinbart wurden, stimmt mich zuversichtlich. Aber die dort getroffenen Vereinbarungen müssen nun schnell und wirksam umgesetzt werden. Unsere Handlungsempfehlungen dienen als konkrete Unterstützung hierfür und können als Teil einer übergreifenden Gewaltschutzstrategie gesehen werden.“
 
Das Papier wird den einzelnen Akteur*innen nun zugeleitet. Der Bundesbehindertenbeauftragte und das Deutsche Institut für Menschenrechte werden die Umsetzung der Empfehlungen aufmerksam beobachten und begleiten.
 
Die Handlungsempfehlungen finden Sie unter nachstehenden Links:
 
Schutz vor Gewalt in Einrichtungen für Menschen mit Behinderungen – Handlungsempfehlungen für Politik und Praxis. Version in Alltagssprache:
www.institut-fuer-menschenrechte.de/fileadmin/Redaktion/Publikationen/Weitere_Publikationen/Schutz_vor_Gewalt_in_Einrichtungen_fuer_Menschen_mit_Behinderungen._Handlungsempfehlungen_fuer_Politik_und_Praxis.pdf   

Mehr Schutz vor Gewalt für Menschen mit Behinderungen: Forderungen und Verbesserungs-Vorschläge. Version in Leichter Sprache:
www.institut-fuer-menschenrechte.de/fileadmin/Redaktion/Publikationen/Weitere_Publikationen/Mehr_Schutz_vor_Gewalt_fuer_Menschen_mit_Behinderungen._Forderungen_und_Verbesserungs-Vorschlaege_LS.pdf
 
Zusammenfassung in Deutscher Gebärdensprache
www.behindertenbeauftragter.de/DE/GBS/presse-und-aktuelles/publikationen-und-erklaerungen/gewaltschutz/gewaltschutz_node.html



WEITERE INFORMATIONEN
 
Thema Gewaltschutz – Website Deutsches Institut für Menschenrechte
www.institut-fuer-menschenrechte.de/themen/rechte-von-menschen-mit-behinderungen/gewaltschutz
 
Im Fokus: Interview mit Britta Schlegel, Leiterin der Monitoring-Stelle UN-Behindertenrechtskonvention des Instituts: Was für den Gewaltschutz in Wohneinrichtungen und Werkstätten getan werden muss.
www.institut-fuer-menschenrechte.de/gewaltschutz-von-menschen-mit-behinderungen 
 
PM DIMR vom 16.05.2022  
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[bookmark: _Toc106458524]Inklusionstage 2022: Zeitgemäßes Wohnen im Fokus
Am 31. Mai und 1. Juni fanden die Inklusionstage 2022 des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales statt. Mit dem Motto "Wohnen: barrierefrei − selbstbestimmt − zeitgemäß" wurde die Bedeutung von barrierefreiem Wohnungsbau und inklusivem Wohnumfeld für Menschen mit Beeinträchtigungen hervorgehoben.

Hubertus Heil, Bundesminister für Arbeit und Soziales: „Menschen mit Behinderungen sollen selbstständig entscheiden, ob sie alleine, in einem Mehrgenerationenhaus oder in einer Wohngemeinschaft leben möchten. Wichtige Voraussetzung für dieses in Artikel 19 der UN-Behindertenrechtskonvention verbriefte Recht ist, das genügend barrierefreier Wohnraum und ein inklusives Wohnumfeld vorhanden sind. Ich will eine ‚Bundesinitiative Barrierefreiheit‘ auf den Weg bringen, die verschiedene Gesetzes- und Fördermaßnahmen umfassen wird. Dabei geht es auch um innovative Wohnkonzepte und Wohnformen mit denen Menschen mit Beeinträchtigungen ihr Recht auf selbstbestimmte Teilhabe verwirklichen können.

Klara Geywitz, Bundesministerin für Wohnen, Stadtentwicklung und Bauwesen: „In seinem vertrauten Umfeld so lange wie möglich leben zu können, ist insbesondere für ältere und mobilitätseingeschränkte Menschen wichtig. Deshalb freue ich mich, dass die Förderung Barrierearmes Wohnen in Kürze wieder fortgeführt werden kann. Für 2022 wird der Bund Fördermittel in Höhe von 75 Mio. Euro für das KfW-Programm Altersgerecht Umbauen/ Barrierereduzierung zur Verfügung stellen. Mit diesem Programm unterstützen wir die dringend erforderlichen baulichen Anpassungen im Wohnungsbestand. Der Bedarf wird in den kommenden Jahren angesichts des fortschreitenden demografischen Wandels nochmals deutlich anwachsen.“

Philipp Deschermeier vom Institut Wohnen und Umwelt erläuterte am ersten Veranstaltungstag die Ergebnisse einer von ihm durchgeführten Studie zum Bedarf an barrierefreiem Wohnraum. Barrierefreies Wohnen stellt eine enorme und dringliche Herausforderung für die Wohnungswirtschaft und die Politik dar. Aktuell fehlen hierfür etwa 2,5 Millionen Wohnungen in Deutschland, der Bedarf wird durch die demografische Entwicklung zukünftig noch ansteigen.

In Workshops und Foren tauschten sich die Teilnehmenden vor Ort und digital rund um das Thema "Wohnen" aus. Dabei wurde erneut deutlich, wie wichtig das Themenfeld "Wohnen" für Menschen mit Behinderung ist. Es ging um Fördermöglichkeiten, Bauvorschriften sowie barrierefreie Wohnformen und inklusive Wohnkonzepte. In den Gesprächen zeigte sich, wie unterschiedlich die Regelungen im Baurecht der Länder sind, aber auch wie vielfältig die Fördermöglichkeiten für barrierefreien Wohnraum.

Weitere Informationen: www.gemeinsam-einfach-machen.de 

PM BMAS vom 1. Juni 2022 
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Zur von Bundesarbeitsminister Hubertus Heil angekündigten „Bundesinitiative Barrierefreiheit“ erklärt Stephanie Aeffner, Mitglied im Ausschuss für Arbeit und Soziales:
 
„Wir begrüßen sehr, dass Minister Heil nun die Umsetzung der ‚Bundesinitiative Barrierefreiheit‘ bekannt gegeben hat. Es ist wichtig, dass wir in Deutschland schnellstmöglich die UN-Behindertenrechtskonvention umsetzen, um endlich allen Menschen ihr Recht auf selbstbestimmte Teilhabe am Leben zu ermöglichen. Barrierefreier Wohnraum ist hierbei eines der dringendsten Probleme, bei dem wir schnell unsere Hausaufgaben erledigen müssen, unter anderem mit einer Aufstockung der KfW-Fördermittel. Besonders freut uns, dass wir es in den aktuellen Haushaltsberatungen diese Woche geschafft haben, 500 Millionen Euro jährlich für diese ‚Bundesinitiative Barrierefreiheit‘ im Haushalt zu verankern.
 
Doch dabei darf es nicht bleiben: Als nächstes muss zügig die Gesetzgebung zur Verpflichtung privater Anbieter von Dienstleistungen und Gütern zum Abbau von Barrieren oder zum Ergreifen angemessener Vorkehrungen folgen. Denn Menschen mit Behinderung halten sich nicht nur in ihrer Wohnung oder in Behörden auf. Sie wollen ins Restaurant, ins Kino, Internetseiten barrierefrei benutzen oder zur Beratung in die Anwaltskanzlei. Sie wollen oder müssen genauso mit dem ÖPNV zur Arbeit oder zum Elternabend in die Schule. Andere Länder haben es vorgemacht, jetzt müssen wir auch hier ordentlich Tempo machen.“
 
PM Aeffner vom 31.05.2022
+++


  
[bookmark: _Toc106458526]Nach den NRW-Wahlen: Engagierte Inklusionspolitik gefordert
 
Nach den Wahlen zum nordrhein-westfälischen Landtag am 15. Mai fordert das Deutsche Institut für Menschenrechte die verhandelnden Parteien auf, den neuen Koalitionsvertrag entschieden auf die Umsetzung der UN-Behindertenrechtsk-onvention auszurichten. Sie sollten inklusionspolitische Vorhaben in allen Bereichen der Landespolitik verankern und in ihr Regierungsprogramm aufnehmen.

„Drängende Probleme bei der Umsetzung der Rechte von Menschen mit Behinderungen müssen umgehend angegangen und gelöst werden. In NRW leben rund 3,67 Millionen Menschen mit Behinderungen, das sind 20,5 Prozent der Gesamtbevölkerung. Sie haben ein Recht auf volle gesellschaftliche Teilhabe und Selbstbestimmung. Die neue Landesregierung sollte sich zur Umsetzung der UN-Behindertenrechts-konvention im Koalitionsvertrag klar bekennen“, erklärt Susann Kroworsch von der Monitoring-Stelle UN-Behindertenrechtskonvention des Instituts, das die Umsetzung der Konvention in NRW beobachtet.

Zu den notwendigen Maßnahmen gehören laut Kroworsch unter anderem ein Gesamtkonzept zum Aufbau eines inklusiven Bildungssystems und der schrittweise Abbau der Förderschulen. Darüber hinaus sollten mehr Beschäftigungsmöglichkeiten für Menschen mit Behinderungen auf dem ersten Arbeitsmarkt geschaffen und Werkstätten hinsichtlich ihrer Übergangsfunktion, auf den ersten Arbeitsmarkt vorzubereiten, umstrukturiert werden.

Weitere inklusionspolitische Schwerpunkte der neuen Landesregierung sollten der flächendeckende Aufbau einer barrierefreien Gesundheitsversorgung und der Ausbau gemeindenaher, dezentralisierter Wohnangebote sein. Die Partizipation von Menschen mit Behinderungen sollte durch die verpflichtende Einrichtung einer Interessenvertretung kommunaler Behindertenbeauftragter und -beiräte gestärkt werden. Nicht zuletzt sollte ein Prozess zur konsequenten Umsetzung der Empfehlungen des Abschlussberichts der Expertenkommission „Herausforderndes Verhalten und Gewaltschutz in Einrichtungen der Behindertenhilfe“ gemeinsam mit den zuständigen Akteurinnen und Akteuren organisiert werden.

Die Monitoring-Stelle UN-Behindertenrechtskonvention hat ein Eckpunktepapier mit Empfehlungen an die neue Landesregierung zur Umsetzung der Rechte von Menschen mit Behinderungen in Nordrhein-Westfalen in sechs Themenfeldern vorgelegt.

WEITERE INFORMATIONEN

Empfehlungen zur Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention in Nordrhein-Westfalen in der 18. Wahlperiode (2022-2027). Sechs Punkte für eine menschenrechtlich ausgerichtete behindertenpolitische Agenda

www.institut-fuer-menschenrechte.de/publikationen/detail/empfehlungen-zur-umsetzung-der-un-behindertenrechtskonvention-in-der-18-wahlperiode-in-nordrhein-westfalen-2022-2027

                                                                   Pressemitteilung vom 23.05.2022
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Die Berliner Landesregierung will bis Ende 2023 ein Konzept zur Mobilitätssicherung für Menschen mit Behinderungen vorlegen. Bisher mangelt es an einer Gesamtplanung, die das Recht auf Mobilität wirksam umsetzt. „Menschen mit Behinderungen stoßen auf zahlreiche Barrieren, wenn sie sich durch die Stadt bewegen. Angebote wie Fahrt- und Begleitdienste, die sich an Menschen mit Behinderungen richten, sind außerdem oft zu unflexibel, zu teuer oder schlichtweg zu wenig bekannt, um eine gleichberechtigte Mobilität im Sinne der UN-Behindertenrechtskonvention sicherzustellen“, so Frieder Kurbjeweit, wissenschaftlicher Mitarbeiter des Berlin-Projekts der Monitoring-Stelle UN-Behindertenrechtskonvention (UN-BRK) des Instituts.
 
Die Monitoring-Stelle  fordert die Berliner Landesregierung deshalb auf, die Mobilitätssicherung von Menschen mit Behinderungen in dieser Wahlperiode zu priorisieren, die Vorgabe des Koalitionsvertrags zu erfüllen und bis spätestens Ende 2023 ein Konzept zur Mobilitätssicherung von Menschen mit Behinderungen vorzulegen.

Die Publikation „Mobilität von Menschen mit Behinderungen in Berlin verbessern – Empfehlungen für eine an der UN-BRK ausgerichtete Mobilitätsplanung“ nennt Eckpunkte, auf deren Umsetzung es nun ankommt:
· Mobilitätsinfrastruktur barrierefrei ausbauen
Um das Recht auf eine gleichberechtigte, selbstbestimmte Mobilität aus Artikel 20 UN-BRK umzusetzen, ist ein koordinierter Ausbau der Barrierefreiheit unabdingbar. Es bedarf einer Roadmap, die klar festlegt, wie und bis wann der gesamte öffentliche Raum barrierefrei werden soll. Ein Mobilitätskonzept sollte außerdem die vorhandenen Verkehrsmittel zur Beförderung von Menschen mit Behinderungen aufeinander abstimmen und verknüpfen.
· Digitalisierung mitdenken
Die Monitoring-Stelle begrüßt, dass die Regierung eine digitale Plattform schaffen will, die „planungs-, buchungs- und auslastungsrelevante Daten“ aller Anbieter*innen von Mobilitätsleistungen auch für Menschen mit Behinderungen öffentlich zur Verfügung stellt. Ein Mobilitätssicherungskonzept, flankiert von einer starken digitalen Komponente für Nutzer*innen zur Abstimmung der vorhandenen Verkehrsmittel, wäre nach Kenntnis der Monitoring-Stelle UN-BRK bisher einzigartig in Deutschland.
· Lösungen im Einzelfall schaffen
Bis alle Mobilitätsketten in Berlin barrierefrei nutzbar sind und für den Fall von Störungen oder Ausfällen, beispielsweise von Fahrstühlen oder Beförderungsdiensten, müssen im Einzelfall angemessene Vorkehrungen bereitstehen, um Mobilität zu gewährleisten. 
· Rechtzeitige Beteiligung ernst nehmen
Ohne eine rechtzeitige Beteiligung von Menschen mit Behinderungen an allen sie betreffenden Planungsvorhaben werden Barrieren nicht umfassend erkannt und möglicherweise neue Barrieren errichtet. Ein Mobilitätssicherungskonzept sollte die systematische Einbindung von Menschen mit Behinderungen in Planungsverfahren in Zukunft sicherstellen.
 
Der Zeitpunkt für ein Mobilitätskonzept ist angesichts der mit der Verkehrswende ohnehin einhergehenden Anstrengungen zur Veränderung des öffentlichen Raumes günstig. Jetzt kann sichergestellt werden, dass Menschen mit Behinderungen in Zukunft mobiler sind als heute. Gleichzeitig muss es nun besonders schnell gehen, damit die Verkehrswende nicht an Menschen mit Behinderungen vorbeigeht, weil zum Beispiel Ladesäulen nicht barrierefrei anzufahren sind, Radwege zulasten des sicheren Fußverkehrs gehen oder Menschen mit Behinderungen nicht von der Digitalisierung der Mobilität profitieren. Die Landesregierung sollte angesichts der verpflichtenden Vorgaben aus der UN-BRK nicht hinter ihren Möglichkeiten zurückbleiben, sondern die Gelegenheit nutzen, die Umsetzung von Artikel 20 UN-BRK weiter voranzubringen.

Weitere Informationen

Position: Mobilität von Menschen mit Behinderungen in Berlin verbessern

Position in Leichter Sprache: So können Menschen mit Behinderungen in Berlin besser unterwegs sein


Pressemitteilung vom 14.04.2022
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[bookmark: _Toc106458529]Referentenentwurf zur Triage versandt

Das Bundesministerium für Gesundheit (BMG) hat am 14. Juni 2022 den erwarteten Referentenentwurf zur Änderung des Infektionsschutzgesetzes in Sachen Triage an über einhundert Verbände versandt. Es handelt sich dabei um die Einfügung eines Artikels 5c unter der Überschrift „Verfahren im Falle pandemiebedingt nicht ausreichender überlebenswichtiger, intensivmedizinischer Behandlungskapazitäten“. Die Frist für die Einreichung einer Stellungnahme wurde auf den 22. Juli 2022 festgelegt. Damit wird das parlamentarische Verfahren erst ab September diesen Jahres beginnen können, da der Bundestag ab dem 8. Juli in die Sommerpause geht.

Vorbehaltlich einer detaillierten Einschätzung sieht das NETZWERK ARTKEL 3 wesentliche Fragen im Referentenentwurf unbeantwortet. So wird als Entscheidungskriterium immer noch die „aktuelle und kurzfristige Überlebenswahrscheinlichkeit“ benannt, ohne dass diese genau im Gesetz definiert ist. Die Anwendung eines solchen Kriteriums bedeutet in der Konsequenz die Abwägung von Lebenschancen und dies verstößt gegen den Grundsatz, dass kein Leben gegen ein anderes abgewogen werden darf, man spricht hierbei von der sogenannten „Lebenswertindifferenz“.
Das denkbare alternative Entscheidungskriterium einer „Randomisierung“ ist im Entwurf nicht vorgesehen. Ferner dürfen „Komorbiditäten“ nur berücksichtigt werden, „soweit sie aufgrund ihrer Schwere oder Kombination die auf die aktuelle Krankheit bezogene kurzfristige Überlebenswahrscheinlichkeit erheblich verringern“. Aber auch hier wird nicht definiert, was unter „Komorbiditäten“ zu verstehen ist und inwiefern dies von „Behinderung“ abgegrenzt wird. 

Die Entscheidung soll dann von „zwei mehrjährig intensivmedizinisch erfahrenen praktizierenden“ Fachärzt*innen getroffen werden. Bei Menschen mit Behinderungen soll zwar eine weitere Person mit „Fachexpertise“ hinzugezogen werden, dies wird aber sofort wieder im nächsten Satz relativiert wenn eine „Dringlichkeit“ entgegensteht. Gibt es eigentlich Triage-Situationen, die nicht dringlich sind?

Entscheidungen im Triage-Fall sollen zwar dokumentiert werden, aber es fehlt eine richterliche Genehmigungspflicht, wie sie etwa bei der Verhängung von Zwangsmaßnahmen vorgeschrieben ist. Ferner fehlen strafrechtliche Konsequenzen, wenn gegen das vorgeschriebene Diskriminierungsverbot verstoßen wird. Vorgaben für „Aus-, Fort- und Weiterbildungen“ in der Intensivmedizin, wie sie auch das Bundesverfassungsgericht angesprochen hat, um Stereotypisierungen und unbewussten Vorurteilen vorzubeugen, fehlen ebenso im Referentenentwurf. So erscheint es zweifelhaft, inwiefern der vorliegende Text den Vorgaben des höchsten Gerichtes gerecht wird. Erlaubt ist ja auch die Frage, warum dies im Infektionsschutzgesetz geregelt werden soll (und hinter den Ausführungen zur Maskenpflicht!) und nicht etwa im Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz (AGG)? So bleiben viele Punkt offen oder schwammig, auch wenn die Ex-Post-Triage nun definitiv ausgeschlossen wird. Ein Grund zum Jubeln ist dies jedoch nicht.

Der Referentenentwurf, der Beschluss des Bundesverfassungsgerichtes und weitere wichtige Texte sind auf der Webseite www.runder-tisch-triage.de unter „Basis-Dokumente“ zu finden. Um sie zu lesen, ist keine Registrierung erforderlich. Der Verlauf der Diskussion seit März 2020 ist unter der Rubrik „Aktuelles und weiterführende Links“ einzusehen.

+++

[bookmark: _Toc106458530]Gesetzliche Triage-Regelungen: 5 Thesen

Zum diesjährigen Europäischen Protesttag zur Gleichstellung behinderter Menschen am 5. Mai 2022 hat der Runde Tisch Triage fünf Thesen zur Erarbeitung und zu den Inhalten gesetzlicher Triage-Regelungen an den Deutschen Bundestag übermittelt. So soll vermieden werden, dass behinderte Menschen durch eine unzureichende oder gar diskriminierende gesetzliche Regelung bei Triage-Entscheidungen benachteiligt werden. Laut einem Beschluss des Bundesverfassungsgerichts vom Dezember 2021 soll der Gesetzgeber aktiv werden, um Benachteiligungen behinderter Menschen zu verhindern. 

Dieses Ziel einer gesetzlichen Regelung darf der Gesetzgeber nicht aus dem Blick verlieren. Hierfür muss er auch verstehen: Inhaltlich handelt es sich bei der Triage vorrangig um ein menschenrechtlich-ethisches und weniger um ein medizinisches Problemfeld.

These 1: Die Partizipation der Kläger*innen sowie der Verbände, auf deren Argumentation sich der Beschluss des Bundesverfassungsgerichts stützt, muss über die üblichen Formate hinaus und auf Augenhöhe bei der Formulierung der gesetzlichen Triage-Regelungen realisiert werden.

These 2: Inhaltlich sollte eine Triage-Entscheidung mittels eines Randomisierungsverfahrens festgeschrieben werden. Dies garantiert nicht nur allen Patient*innen ein gleiches Recht auf Zugang zur Behandlung, sondern bietet auch den Mediziner*innen ein größtmögliches Maß an Rechtssicherheit. Das Randomisierungsverfahren kann zwar nicht jegliche Benachteiligung ausschließen, ist aber per se keine diskriminierende Auswahlentscheidung. Im Kern der aktuell diskutierten Triage-Entscheidungsverfahren – und hier insbesondere der Auswahl über den Vergleich von Überlebenswahrscheinlichkeiten – handelt es sich hingegen immer um Diskriminierung.

These 3: Verfahrensrechtlich müssen über das Vieraugenprinzip hinaus auch Ärzt*innen des Vertrauens der Betroffenen sowie weitere sachverständige Personen bei Triage-Entscheidungen einbezogen werden. Es ist zu diskutieren und zu definieren, ob es sich um Ethiker*innen, Selbstvertreter*innen oder andere Personen handeln soll.

These 4: Umfassende Dokumentations- und Berichtspflichten sind festzuschreiben. Prüf- und Kontrollmechanismen müssen verpflichtend sein und auch für Angehörige muss es möglich sein, Entscheidungen überprüfen zu lassen. Eine regelmäßige Evaluation von Triage-Entscheidungen unter Beteiligung von Selbstvertreter*innen ist zu gewährleisten. Ein Verstoß gegen die Triage-Regelungen muss strafbar sein.

These 5: Es ist gesetzlich zu regeln, dass in Aus- Fort- und Weiterbildungen aller im Gesundheitswesen Tätigen Fragen von Alltagsdiskriminierungen, Stereotypisierungen sowie (un)bewussten Vorurteilen aller Art thematisiert werden. 

Berlin, 5. Mai 2022
+++

[bookmark: _Toc106458531] „Triage-Gesetz unverzüglich und menschenrechtsbasiert!“

Zum europäischen Protesttag zur Gleichstellung behinderter Menschen am 5. Mai 2022 erinnert Prof. Dr. Theresia Degener die Mitglieder des Deutschen Bundestages an den Beschluss vom 16. Dezember 2021 des Ersten Senats des Bundesverfassungsgerichts, unverzüglich Maßnahmen zu ergreifen, die behinderte Menschen für den Fall einer pandemiebedingt auftretenden Triage vor Diskriminierung gesetzlich schützen.  „Das Triage-Gesetz muss noch vor der nächsten Pandemiewelle kommen,“ so die Leiterin des Bochumer Zentrums für Disability Studies, BODYS. „Aber so wie alle Maßnahmen der Pandemiebekämpfung muss auch ein Triage-Gesetz wissenschafts- und menschenrechtsbasiert sein. Das bedeutet z.B., die neuesten Erkenntnisse der Studie über Abelismus in der Medizin der Sonderberichterstatterin für die Rechte von Menschen mit Behinderungen aus 2020 einzubeziehen. Sie belegt, dass Mediziner*innen ableistische Vorurteile über behinderte Menschen hegen und nur selten über einschlägige Menschenrechtsstandards informiert sind.“

Die Orientierung an den Menschenrechten erfordert insbesondere die Berücksichtigung der UN Behindertenrechtskonvention (UN BRK), deren Vorgaben für ein Triage-Gesetz BODYS in seinem Sachverständigengutachten für das BVerfG näher erläuterte. Diese unterstützen die Fünf Thesen, die der Runde Tisch Triage zum 5. Mai 2022 vorgelegt hat (siehe vorhergehenden Artikel). 

Bochum, 5. Mai 2022

Das Bochumer Zentrum für Disability Studies BODYS ist ein In-Institut der Evangelischen Hochschule Rheinland-Westfalen-Lippe.

Link zur Veröffentlichung der Presseinformation im Internet
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[bookmark: _Toc106458532]Triage: Regelungsvorschläge menschenrechtlich bedenklich 
Anlässlich der Vorab-Diskussionen[footnoteRef:1] um einen Gesetzentwurf zur Triage erklärt Leander Palleit, Leiter der Monitoring-Stelle UN-Behindertenrechtskonvention des Deutschen Instituts für Menschenrechte: [1:  Diese Stellungnahme ist einen Monat VOR dem jetzt veröffentlichten Referentenentwurf entstanden und bezieht sich auf Dokumente, die im Vorfeld dazu bekannt wurden.] 


„Die bislang bekanntgewordenen Regelungsvorschläge für Triage-Situationen des Bundesgesundheitsministeriums sind menschenrechtlich bedenklich. Zwar soll die menschenrechtswidrige Ex-Post-Triage nun doch nicht kommen, aber es gibt noch andere Problempunkte im bisherigen Entwurf eines Triage-Gesetzes. In dieser Form wäre das Gesetz nicht geeignet‚ dafür Sorge zu tragen, dass jede Benachteiligung wegen einer Behinderung bei der Verteilung pandemiebedingt knapper intensivmedizinischer Behandlungsressourcen hinreichend wirksam verhindert wird, wie es das Bundesverfassungsgericht in seinem Beschluss vom 16.12.2021 (1 BvR 1541/20) formuliert hat.

Vorgesehen ist, dass nach der ‚aktuellen und kurzfristigen Überlebenswahrscheinlichkeit‘ entschieden werden soll, wer behandelt werden soll und wer nicht. So scheinbar neutral dieses Kriterium formuliert ist, so sehr birgt es dennoch die Gefahr, in der Praxis ungewollt zum Einfallstor unbewusster Benachteiligungen von Menschen mit Behinderungen und älteren Menschen zu werden. Das hohe Lebensalter oder die starke körperliche Beeinträchtigung einer Person sind zwar für sich genommen keine Entscheidungsgrundlage, aber könnten indirekt als negativer Indikator in die medizinische Bewertung ihrer kurzfristigen Überlebenswahrscheinlichkeit einfließen, jedenfalls im direkten Vergleich mit jüngeren oder vermeintlich ‚gesünderen‘ Menschen, die um dasselbe Intensivbett konkurrieren.

Dieses immanente Risiko in Gesetzesform zu gießen, ist mit der gleichen Würde jedes menschlichen Lebens unvereinbar. Die Garantie der Menschenwürde im Grundgesetz umfasst den Wert- und Achtungsanspruch eines jeden Menschen um seiner selbst willen. Selbst das sichere Wissen um den Tod bestimmter Menschen in sehr naher Zukunft erlaubt es nicht, das Leben anderer, die längere Lebensaussichten haben, zu priorisieren. So hat es das Bundesverfassungsgericht in seinem Urteil vom 15. Februar 2006 zum Luftsicherheitsgesetz (1 BvR 357/05) entschieden.

Im Übrigen ist eine konkret zu bemessende Überlebenswahrscheinlichkeit schon deswegen kein taugliches Letztentscheidungs-Kriterium, weil es keine Lösung für folgenden Fall bietet: Wonach soll entschieden werden, wenn zwei oder mehr Personen, die um dasselbe Intensivbett konkurrieren, nach medizinischen Maßstäben die gleiche Überlebenswahrscheinlichkeit haben?

Zum anderen sind auch die bislang vorgesehenen verfahrensmäßigen Absicherungen unzureichend. So taugt ein Vier- oder auch Sechs-Augen-Prinzip dann nicht zur Verhinderung unbewusst diskriminierender Entscheidungen, wenn es sich um zwei oder drei Intensivmedizinerinnen und Intensivmediziner mit gleicher Sozialisation und in der Regel auch dem gleichen medizinischen, defizitorientierten Blick auf Behinderungen und höheres Alter handelt, die gemeinsam die Entscheidung treffen. Für einen effektiven Diskriminierungsschutz ist es erforderlich, dass es verpflichtend wird, Fachpersonal mit praktischer Erfahrung im Bereich Beeinträchtigung und Behinderungen und Geriatrie hinzuzuziehen.

Außerdem werden auch die vorgesehenen allgemeinen Dokumentationspflichten der besonderen Situation der Triage keinesfalls gerecht. Angesichts der Tatsache, dass es um Leben und Tod geht, sind hier verschärfte Dokumentationspflichten einzuführen. Zudem braucht es für praktische Zuständigkeiten und Entscheidungsabläufe eine externe Prüfinstanz, die deren Einhaltung sicherstellt und überwacht. Dies darf nicht allein den ausführenden Krankenhäusern überlassen bleiben.

Der vorliegende Entwurf sollte deshalb im Sinn der Nicht-Diskriminierung und der Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts grundlegend überarbeitet werden.“

DIMR Pressemitteilung vom 11.05.2022 
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[bookmark: _Toc106458534]20 Jahre Behindertengleichstellungsgesetz
Am 1. Mai 2002, also vor 20 Jahren, trat das von Behindertenverbänden hart und lange erkämpfte Behindertengleichstellungsgesetz (BGG) des Bundes in Kraft. So wurde in der Nacht vom 30. April auf den 1. Mai 2002 dieser Erfolg in Berlin gebührend gefeiert, denn bereits seit 1992 finden, wie auch dieses Jahr, alljährlich um den 5. Mai herum Aktionen zum Europäischen Protesttag zur Gleichstellung behinderter Menschen statt. Das BGG, an dessen Entwicklung das Forum behinderter Juristinnen und Juristen entschend beteiligt war, bot in den darauffolgenden Jahren den Rahmen für die Verabschiedung von Landesgleichstellungsgesetzen für behinderte Menschen.

Bericht von kobinet-Redakteur Ottmar Miles-Paul

H.-Günter Heiden war ein Akteur der ersten Stunde und an der Gründung des Initiativkreis Gleichstellung Behinderter entscheidend beteiligt. Bereits im Jahr 1990 hatte er für den Bundesverband Selbsthilfe Körperbehinderter (BSK) eine Tagung organisiert, die sich mit der Gleichstellungsgesetzgebung für behinderte Menschen und vor allem mit den Regelungen des US-amerikanischen Antidiskriminierungsgesetzes für behinderte Menschen befasste. Später koordinierte er das Agieren der Behindertenverbände bei einer Anhörung der Verfassungskommission mit dem Ziel, dass der Satz "Niemand darf wegen seiner Behinderung benachteiligt werden" in Artikel 3 des Grundgesetzes mit aufgenommen wird. Dies geschah letztendlich nach kräftigem Drängen der Behindertenbewegung am 15. November 1994. Danach engagierte H.-Günter Heiden sich im neugegründeten verbandsübergreifenden NETZWERK ARTIKEL 3 für die Verabschiedung von Bundes- und Landesgleichstellungsgesetzen. Er äussert sich zum Jubiläum wie folgt:

"Das Behindertengleichstellungsgesetz (BGG) von 2002 war ein Meilenstein in unserem Kampf für die Gleichtellung behinderter Menschen und eine sichtbare Umsetzung des Benachteiligungsverbots im Grundgesetz, das wir 1994 erkämpften. Schon 2002 fehlte im BGG jedoch die Verpflichtung privater Anbieter*innen von Waren und Dienstleistungen zur Barrierefreiheit. Das käme in einem nächsten Schritt, hieß es damals genau wie 2016 bei der Novellierung des BGG. Nach 20 Jahren wird es jetzt endgültig Zeit für diesen, lange angekündigten und überfälligen nächsten Schritt, um im internationalen Vergleich nicht immer weiter zurückzufallen."

Die Journalistin und spätere Geschäftsführerin der Interessenvertretung Selbstbestimmt Leben in Deutschland (ISL), Dr. Sigrid Arnade, ist ebenfalls eine Streiterin der Gleichstellungsbewegung behinderter Menschen der ersten Stunde. Sie initiierte nicht nur viele Aktionen, sondern war auch maßgeblich an der Entwicklung des Düsseldorfer Appells beteiligt, der 1991 auf der REHA-Messe in Düsseldorf vorgestellt wurde und den Rahmen für das Engagement der Gleichstellungsbewegung bot. Schließlich wirkte sie auch entscheidend an den Verhandlungen zur Entwicklung der UN-Behindertenrechtskonvention bei vielen Treffen in New York mit. Diese für die Behindertenbewegung so wichtige Menschenrechtskonvention wurde schließlich im Dezember 2006 von der Vollversammlung der Vereinten Nationen verabschiedet und trat am 26. März 2009 in Deutschland nach deren Ratifizierung durch den Bundestag und Bundesrat in Kraft. Sigrid Arnade erklärte auf kobinet-Anfrage zum Jubiläum des BGG:

"Gegen viele Widerstände gelang es unter der ersten rot-grünen Regierung (1998-2002) quasi in letzter Minute, das BGG zu verabschieden, so dass es vor 20 Jahren am 1. Mai 2002 in Kraft treten konnte. Das Geheimnis des damaligen Erfolgs war die sachorientierte Kooperation sehr unterschiedlicher Akteur*innen mit einem gemeinsamen Ziel. Wenn persönliche und Verbandseitelkeiten damals so eine entscheidende Rolle gespielt hätten wie heute bei manch wichtigen Vorhaben im Sinne der Betroffenen, wären wir kläglich gescheitert. Aber vermutlich ist die Evolution des Menschen noch nicht so weit fortgeschritten, dass er rational denken und handeln kann, sobald Geld oder andere vermeintliche Vorteile im Spiel sind."

Dr. Sigrid Arnade und H.-Günter Heiden haben übrigens vor kurzem mit Unterstützung der Aktion Mensch eine Broschüre über die Geschichte des Europäischen Protesttags zur Gleichstellung behinderter Menschen für die ISL erarbeitet.

Link zur Broschüre: "30 Jahre 5. Mai Lautstark für Gleichstellung 1992 - 2022

Link zum kobinet-Bericht zu 30 Jahren Düsseldorfer Appell

Besonders bei der Verabschiedung des Behindertengleichstellungsgesetzes am 28. Februar 2022 im Bundestag war, dass Horst Frehe und Dr. Andreas Jürgens als Vertreter des Forums behinderter Juristinnen und Juristen in den Reihen der Bundesregierung dabei war. Dies war ein wichtiges Symbol dafür, dass der Entwurf des Gesetzes zur Gleichstellung behinderter Menschen und zur Änderung anderer Gesetzes zusammen mit Akteur*innen der Behindertenbewegung und -verbände entwickelt worden war und von den Vorschlägen der Verbände auch einiges ins Gesetz mit aufgenommen wurde. Vor allem die klare Definition der Barrierefreiheit wirkt bis heute noch, auch wenn diese zwischenzeitlich etwas erweitert wurde. Diese Definition wurde damals entscheidend vom Forum behinderter Juristinnen und Juristen entwickelt.

Link zum kobinet-Bericht vom 28. Februar 2022 über die Verabschiedung des Gesetzes vor 20 Jahren

Wenn in diesen Tagen der 30. Jahrestag des Europäischen Protesttages mit über 600 Aktionen in Deutschland begangen wird, können die Behindertenbewegung und Verbände einerseits auf eine Reihe von behindertenpolitischen Erfolgen zurückblicken, die Anfang der 90er Jahre so kaum denkbar waren. Andererseits hat die Geschichte gezeigt, dass durch das ständige Schließen schlechter Kompromisse eine umfassende Gleichstellungsgesetzgebung für behinderte Menschen immer noch nicht erreicht wurde und nur Bruchstück ist. Gerade die Tatsachen,

- dass behinderte Menschen immer noch gegen massive Benachteiligungen bei der Bahn und im öffentlichen Nahverkehr protestieren müssen,
- dass der Bäcker, Metzger oder das Restaurant an der Ecke für viele behinderte Menschen wegen Stufen nicht erreichbar sind,
- dass hörbehinderte und gehörlose Menschen immer noch in vielen Bereichen bei der Kommunikation massiv benachteiligt werden,
- dass viele Informationen für blinde und sehbehinderte Menschen nicht barrierefrei zugänglich sind,
- dass Menschen mit nichtsichtbaren Einschränkungen, wie beispielsweise psychisch beeinträchtigte Menschen oder nicht sichtbaren körperlichen Einschränkungen, mit massiven Vorurteilen und Ausgrenzungen konfrontiert werden und
- dass Menschen mit Lernschwierigkeiten meist in Sonderwelten leben und arbeiten müssen und kaum Informationen in Leichter Sprache bekommen,

all das und vieles mehr macht deutlich, dass endlich auch private Anbieter von Dienstleistungen und Produkten zur Barrierefreiheit verpflichtet werden müssen. Darum und um das Recht auf ein selbstbestimmtes Leben in den eigenen vier Wänden geht es unter anderem auch bei vielen Aktionen zum diesjährigen Europäischen Protesttag zur Gleichstellung behinderter Menschen.

Link zum Behindertengleichstellungsgesetz des Bundes

Link zu Infos und Aktionen zum diesjährigen Protesttag vom 23. April bis 8. Mai 2022 der Aktion Mensch
kobinet-nachrichten vom 01.05.2022 
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[bookmark: _Toc106458535]Neue Rechtslage für Geflüchtete aus Ukraine fehlerhaft 
Die Vereine Handicap International e.V., Bundesverband evangelische Behindertenhilfe e.V. (BeB), Bundesverband für körper- und mehrfachbehinderte Menschen e.V. (bvkm), Caritas Behindertenhilfe und Psychiatrie e. V. - CBP, Bundesvereinigung Lebenshilfe e.V. und Interessenvertretung Selbstbestimmt Leben in Deutschland e.V. kritisieren die neuen Regelungen der Bundesregierung für den Leistungszugang geflüchteter Menschen aus der Ukraine und befürchten, dass der Zugang zu Leistungen für Geflüchtete mit Behinderung aus der Ukraine künftig schwierig bleibt. Menschen mit Behinderung wurden in dem neuen Gesetz an entscheidender Stelle vergessen. Damit wurde die Chance verpasst, Bedarfe geflüchteter Menschen mit Behinderung angemessen zu berücksichtigen. 

In Folge des Kriegs in der Ukraine erreichten zwischen Ende Februar und 11. Mai 2022 rund 727.200 Personen aus der Ukraine Deutschland. Unter ihnen befinden sich zahlreiche Menschen mit Behinderung. Sie sind den Belastungen der Flucht in besonderer Weise ausgesetzt. Ab 1. Juni 2022 erhalten geflüchtete Menschen aus der Ukraine Zugang zu Leistungen wie in den Gesetzen SGB II und SGB XII geregelt. Der Zugang zur Eingliederungshilfe nach SGB IX bleibt hingegen unklar. Doch gerade die vielen wichtigen Teilhabeleistungen nach dem SGB IX sind für Menschen mit Behinderung von hoher Bedeutung. 

Künftig kommt §100 Abs. 1 SGB IX zum Tragen. Dort heißt es: „Ausländer, die sich im Inland tatsächlich aufhalten, können Leistungen nach diesem Teil erhalten, soweit dies im Einzelfall gerechtfertigt ist.“ Geflüchtete Menschen mit Behinderung aus der Ukraine erhalten Leistungen der Eingliederungshilfe so nur über eine Ermessensentscheidung. Zwar existiert ein theoretischer Rechtsanspruch auf Leistungen, ein Informationsschreiben des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales (BMAS) vom 29.04.22 stellt das klar. In der Praxis ist aber mit langen Wartezeiten und großem Verwaltungsaufwand zu rechnen. Es muss davon ausgegangen werden, dass viele Anträge auf Eingliederungshilfe für geflüchtete Menschen auch abgelehnt werden und so wichtige Leistungen versagt bleiben oder erstritten werden müssen. Gemeinsam fordern die Verbände deshalb:

• eine verbindliche Klarstellung des Leistungsanspruchs für geflüchtete Menschen aus der Ukraine zu Leistungen der Eingliederungshilfe und 
• die Aufhebung von § 100 Abs. 2 SGB IX. Der Paragraph schließt geflüchtete Menschen von Leistungen der Eingliederungshilfe größtenteils aus. Mit seiner Streichung können Ausschlüsse über die Gruppe der Menschen aus der Ukraine hinaus beendet werden. 
PM vom 2. Juni 2022

[bookmark: _Toc106458536]Geflüchtete: Regelungen zur Identifikation gesetzlich verankern

Das Deutsche Institut für Menschenrechte fordert Bund und Länder auf, klare Regelungen für die Identifizierung von geflüchteten Menschen mit Behinderungen und ihrer Bedarfe im Kontext des Aufnahmeverfahrens gesetzlich zu verankern. Der Angriff Russlands auf die Ukraine zwingt viele Menschen zur Flucht, unter ihnen auch Menschen mit Behinderungen. Die meisten geflüchteten Menschen aus der Ukraine haben zwar eine bessere rechtliche Ausgangssituation als Menschen aus anderen Ländern, die in Deutschland Schutz suchen. Aber auch hier bestehen gravierende Mängel bei der Identifizierung, der Unterbringung und der gesundheitlichen Versorgung von Menschen mit Behinderungen.

„Die strukturellen Probleme bei der Aufnahme von geflüchteten Menschen mit Behinderungen in Deutschland werden jetzt erneut auf sehr deutliche Weise sichtbar“, erklärt Britta Schlegel, Leiterin der Monitoring-Stelle UN-Behindertenrechtskonvention des Deutschen Instituts für Menschenrechte.

„In Deutschland fehlt es nach wie vor an einer flächendeckenden Umsetzung der menschen- und europarechtlichen Vorgaben zur Identifizierung und bedarfsgerechten Unterbringung von besonders schutzbedürftigen geflüchteten Menschen, zu denen Menschen mit Behinderungen gehören“, so Schlegel. „Vor allem nicht sichtbare Formen von Beeinträchtigungen, wie etwa intellektuelle Beeinträchtigungen und chronische Erkrankungen, werden regelmäßig übersehen und die entsprechenden Bedarfe daher nicht erkannt und berücksichtigt.“

Die neue Bundeskontaktstelle für Menschen mit Behinderungen und/oder Pflegebedarf, die die Länder bei der bedarfsgerechten Unterbringung unterstützten soll, sei begrüßenswert, könne jedoch die ausstehenden rechtsverbindlichen Identifikations- und Aufnahmeverfahren nicht ersetzen, sagt Schlegel.


Schlegel weiter: „Geflüchtete Menschen aus der Ukraine haben zwar grundsätzlich einen Anspruch auf eine umfassendere Gesundheitsversorgung als andere geflüchtete Menschen. Zudem erhalten sie seit dem 1. Juni 2022 Sozialleistungen wie anerkannte Flüchtlinge. Allerdings bekommen sie behinderungsbedingt notwendige Leistungen wie orthopädische Hilfsmittel, Reha-Leistungen oder Psychotherapie nur nach behördlichem Ermessen und aufwendiger Beantragung. Erfahrungsgemäß werden sie von den kommunalen Sozialbehörden erst spät oder gar nicht bewilligt. Das führt dazu, dass sich Beeinträchtigungen verschlimmern und zum Teil irreversible Folgeschäden entstehen. Daher ist hier dringend ein verbindlicher Rechtsanspruch zu formulieren“.

Die Versorgungssituation von geflüchteten Menschen mit Behinderungen aus anderen Ländern bleibe unverändert problematisch, kritisiert Schlegel. Der Zugang zu notwendigen Leistungen der Eingliederungshilfe über das Asylbewerberleistungsgesetz gestalte sich als noch schwieriger und sei in der Praxis gar vielfach versperrt.
„Menschenrechtlich ist es dringend geboten, die Bedarfe aller geflüchteten Menschen, und zwar unabhängig von ihrem Herkunftsland, festzustellen und sie angemessen zu versorgen“, so Schlegel.

Deutschland ist durch die UN-Behindertenrechtskonvention verpflichtet, die Rechte von geflüchteten Menschen mit Behinderungen zu verwirklichen. Diese menschenrechtlichen Vorgaben werden durch europarechtliche Richtlinien sowie nationales Recht ergänzt.

WEITERE INFORMATIONEN

NEU! Deutsches Institut für Menschenrechte (2022). Bedarfe von geflüchteten Menschen mit Behinderungen berücksichtigen. Mängel im Aufnahmeverfahren müssen behoben werden. (Position)

www.institut-fuer-menschenrechte.de/publikationen/detail/bedarfe-von-gefluechteten-menschen-mit-behinderungen-beruecksichtigen

Pressemitteilung vom 16.06.2022 
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[bookmark: _Toc106458537]Erfolgreiche Schlichtung mit Lufthansa
Als Andrea Schatz am 15. August 2021 auf dem Rückflug von Toulouse um 21 Uhr in Frankfurt zum Weiterflug nach Berlin umstieg, verweigerte ihr der Lufthansa-Kapitän die Beförderung des Rollstuhls. Sie musste in Frankfurt in einem nicht barrierefreien Zimmer übernachten und wurde erst am nächsten Tag befördert. Da eine Beschwerde bei der Lufthansa keine Wirkung zeigte, hat Andrea Schatz die Schlichtungsstelle mit einem nun erfolgreichen Ausgang angerufen, über den sie für die kobinet-nachrichten berichtet. 


Bericht von Andrea Schatz

Im August 2021 habe ich in den kobinet-nachrichten über meine Nichtbeförderung durch die Lufthansa berichtet. Im März 2022 fand nun eine einvernehmliche Schlichtung statt. Nachdem die Lufthansa sich einen Monat Zeit gelassen hatte, auf meine Beschwerde zu reagieren und sie mit einer nichtssagenden, abwiegelnden E-Mail abgebügelt hatte, war absehbar, dass meine Bitte um Entschädigung erfolglos bleiben würde. Deshalb hatte ich im September 2021 bei der Schlichtungsstelle für den öffentlichen Personenverkehr (söp) einen Antrag auf Schlichtung gestellt. Im Februar 2022 erhielten die Lufthansa und ich die Schlichtungsempfehlung der söp. Nach juristischer Bewertung aller Aspekte stellt die söp unter anderem fest:

· "Eine gleichberechtigte Teilhabe am Reisen war nicht möglich. Stattdessen wurde die Beschwerdeführerin in einer für sie demütigenden und zutiefst irritierenden Weise vom Weiterflug ausgeschlossen. …
· Das zivilrechtliche Benachteiligungsverbot (§ 19 Abs. 1 Nr. 1 des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes - AGG) verbietet eine Benachteiligung von (u.a.) behinderten Menschen bei sog. Massengeschäften, zu denen auch Luftbeförderungsverträge zahlen. Die Nichtmitnahme der Beschwerdeführerin war auch in ihrer Behinderung begründet, da der Kapitän die Transportfähigkeit ihres Rollstuhls anzweifelte und eine mobilitätseingeschränkte Person nicht ohne ihren Rollstuhl reisen kann. Zudem wurde die Beschwerdeführerin in einem nicht barrierefreien Hotel untergebracht. … Damit liegen starke lndizien für eine Benachteiligung i.S.d. AGG vor. …
· Ein sachlicher Rechtfertigungsgrund für die Nichtbeförderung i.S.d. § 20 AGG erscheint stark zweifelhaft. Zwar kann ein solcher vorliegen, wenn die unterschiedliche Behandlung der Vermeidung von Gefahren dient (§ 20 Abs. 1 Nr. 1 AGG). Dafür wäre jedoch erforderlich, dass die Sicherheit der Besatzung bzw. der anderen Fluggäste tatsachlich gefährdet war. Hierfür finden sich keine Anhaltspunkte. ... Die Beförderung wurde aufgrund von Sicherheitsbedenken des Kapitäns hinsichtlich des Rollstuhls verweigert. Diese dürften aber nur dann beachtlich sein, wenn tatsächlich eine Gefahr bestand. Etwaige Wissenslücken und mangelnde Vorbereitung können aber nicht zu einem vertretbaren Grund führen. Aus den bereits erläuterten Gründen kann die Schlichtungsstelle nicht von vertretbaren Gründen für die Nichtbeförderung ausgehen. …
· Die Schlichtungsstelle regt an, dass Lufthansa den Vorfall noch einmal mit den betroffenen Mitarbeiter:innen aufarbeitet, ggf. unter Hinzuziehung der Beschwerdeführerin, und sich weiter um die Etablierung barrierefreien Reisens bemüht.“

Im Ergebnis empfiehlt die söp: 

"Nach Abwägung aller Umstände (insbesondere starke Anhaltspunkte für eine Benachteiligung ohne sachlichen Grund sowie Empfehlung der Antidiskriminierungsstelle einerseits und Anrechnung der Ausgleichszahlung andererseits) empfehlen wir zur einvernehmlichen Streitbeilegung: Lufthansa zahlt an die Beschwerdeführerin 2.000 EUR. Darüber hinaus schreibt sie dem Meilenkonto der Beschwerdeführerin 15.000 Meilen gut.“

In ihrer Schlichtungsempfehlung weist die söp darauf hin, dass sich in der Rechtsprechung bislang keine der Schmerzensgeldtabelle vergleichbaren festen Entschädigungshöhen für die Benachteiligung von behinderten Personen bei Massengeschäften etabliert haben. Eine Entschädigung (i.S.v. § 21 Abs. 2 S. 3 AGG) sei "angemessen", wenn sie zum einen der betroffenen Person Genugtuung für die erlittene Benachteiligung verschaffe und zum anderen ausreichend hoch bemessen ist, um von weiteren Benachteiligungen in der Zukunft abzuschrecken (sog. präventive "abschreckende Wirkung").

"Entscheidend sind jedenfalls immer die Umstände des Einzelfalls, insbesondere die Schwere des Verstoßes und die Folgen für die betroffene Person. Vorliegend ist zu berücksichtigen, dass die Beschwerdeführerin infolge der Nichtbeförderung an einem Zwischenziel ohne weitere Hilfestellung am späten Abend zurückgelassen wurde. Dies wirkt sich bei Reisenden mit einer Mobilitätseinschränkung besonders schwer aus. Zudem wurde sie in einem nicht barrierefreien Hotel untergebracht.“

Ob 2.000 Euro für Lufthansa abschreckend sind, weiß ich nicht. Laut söp hätte der "Vorgang“ durch meine Einschaltung der Antidiskriminierungsstelle des Bundes, die Durchführung des Schlichtungsverfahrens und nicht zuletzt die Veröffentlichungen in den Medien für einigen Wirbel bei Lufthansa gesorgt. Gut so!

Ich stimmte der Schlichtungsempfehlung zu, denn sie verschafft mir die beabsichtigte Genugtuung für die erlittene Benachteiligung. Die Entschädigungshöhe empfinde ich in der gegebenen Situation als angemessen. Die Meilen-Gutschrift werde ich wohl nicht in Anspruch nehmen, denn ich besitze kein Meilenkonto bei Lufthansa und nach meinen Erfahrungen habe ich auch nicht die Absicht eins einzurichten. Die Lufthansa stimmte der Schlichtungsempfehlung ebenfalls zu. Über diese vertragliche Einigung bin ich sehr erleichtert. Damit ist die Geschichte erfolgreich ausgekämpft. Ich habe sie so ausführlich erzählt, weil ich Betroffenen Mut machen möchte, sich gegen Benachteiligungen zu wehren, sich Verbündete zu suchen und durchzuhalten!

Die Schlichtungsempfehlung ist natürlich individuell. Aber über meinen konkreten Fall hinaus enthält sie rechtliche Hinweise bezüglich der Benachteiligung von Menschen mit Behinderung, wie zum Beispiel:

· "Die Verordnung (EG) Nr. 261/2004 (VO) sieht für Personen mit eingeschränkter Mobilität und deren Begleitpersonen vorrangige Rechte vor, um den besonderen Bedürfnissen Rechnung zu tragen. … Ein Luftfahrtunternehmen muss in diesen Fällen zudem nach Art. 10 Verordnung (EG) Nr. 1107/2006 entsprechende Hilfe leisten. 
Eine solche Hilfe ist somit mehr als 'nur' ein freundlicher Kundenservice, sondern eine gesetzliche Pflicht zur Gewährleistung gesellschaftlicher Teilhabe mobilitätseingeschränkter Reisender.“
· "Ferner besteht im Fall der Nichtbeförderung ein Anspruch auf Betreuungsleistungen (Verpflegung, 2 Kommunikationsmöglichkeiten und ggf. Hotelübernachtung einschließlich Transfer) während der Wartezeit auf die Ersatzbeförderung (Art. 4 Abs. 3 i.V.m. Art. 9 VO). Verletzt die Fluggesellschaft ihre Verpflichtungen, besteht ein Anspruch auf Erstattung der dadurch entstandenen Kosten.

Es dürfte nicht genügen, Menschen mit Behinderungen eine beliebige Unterkunft anzubieten. Vielmehr muss diese auch barrierefrei sein. Ebenso ist bei Ausgabe eines Verpflegungsgutscheins zu beachten, inwiefern dieser barrierefrei auch für Menschen mit Behinderungen ohne Schwierigkeiten genutzt werden kann.“

Wenn es gilt, sich gegen Benachteiligungen im öffentlichen Personenverkehr zu wehren, können sie in der Argumentation ggf. hilfreich sein. 

Link zum kobinet-Bericht vom 27. August 2021

Link zum kobinet-Bericht vom 18. August 2021

kobinet-nachrichten vom 28.03.2022 
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[bookmark: _Toc106458538]Wissenschaft


[bookmark: _Toc106458539]Abschlussbericht Repräsentativbefragung 

Die "Repräsentativbefragung zur Teilhabe von Menschen mit Behinderungen" untersucht die Teilhabe von Menschen mit Beeinträchtigungen und Behinderungen in zentralen Lebensbereichen. Grundlage für die Erhebung war eine repräsentative Bevölkerungsstichprobe von 22.000 Personen ab 16 Jahren mit und ohne Beeinträchtigungen, die in Privathaushalten, besonderen Wohnformen für Menschen mit Behinderungen oder Senioreneinrichtungen leben.

Die Studie wurde zwischen 2017 und 2021 durchgeführt. Auftragnehmer war das Sozialforschungsinstitut infas (Institut für angewandte Sozialforschung, Bonn) in Kooperation mit dem Wissenschaftszentrum Berlin für Sozialforschung sowie der Hochschule Fulda. Ein großer Fortschritt für die Teilhabeforschung besteht in der systematischen Einbeziehung von Personenkreisen, die aufgrund ihrer Beeinträchtigungen oder ihrer Wohnform in aller Regel nur selten durch Befragungen erreicht werden.

Die "Repräsentativbefragung zur Teilhabe von Menschen mit Behinderungen" leitet durch die methodisch-konzeptionelle Umsetzung der Internationale Klassifikation von Funktionsfähigkeit, Behinderung und Gesundheit (ICF) einen Paradigmenwechsel in der Teilhabeforschung ein. Entsprechend der ICF-Heuristik gilt Behinderung als dauerhafte Einschränkung der gesellschaftlichen Teilhabe eines Menschen vor dem Hintergrund eines Gesundheitsproblems. Sie entsteht aus der Wechselwirkung von körperlichen und / oder psychischen und / oder kognitiven Beeinträchtigungen und Faktoren der Umwelt (Barrieren). Mit diesem Verständnis von Behinderung schließt die Teilhabebefragung nicht nur die Menschen mit einer anerkannten Behinderung oder Schwerbehinderung ein, sondern umfasst auch Personen mit chronischen Erkrankungen oder gesundheitlichen Beeinträchtigungen, sofern diese voraussichtlich länger als sechs Monate andauern („Beeinträchtigte Personen“). Eine (selbsteingeschätzte) Behinderung ergibt sich aus dem Wechselspiel von Funktionsbeeinträchtigungen und Einschränkungen der alltäglichen Aktivitäten.

Ziel ist es, belastbare Aussagen über die Lebenslagen von Menschen mit Beeinträchtigungen und Behinderungen zu treffen und verbleibende Inklusionshürden zu identifizieren.
Download unter:

https://www.bmas.de/DE/Service/Publikationen/Forschungsberichte/fb-598-abschlussbericht-repraesentativbefragung-teilhabe.html 







[bookmark: _Toc106458540]Internationales

[bookmark: _Toc106458541]UN-Fachausschuss rügt finnische Behörden

Im März 2022 hat der UN-Ausschuss für die Rechte von Menschen mit Behinderungen eine wichtige Entscheidung im Fall einer individuellen Beschwerde getroffen.
In dieser Entscheidung hob der UN-Fachausschuss die Entscheidung der finnischen Behörden auf, einer behinderten Person Persönliche Assistenz vorzuenthalten.

Der Beschwerdeführer hatte Assistenzbedarf beantragt, um selbstbestimmt in eigener Wohnung leben zu können. Die finnischen Behörden verweigerten die Bewilligung des beantragten Assistenzumfangs – mit der Begründung, dass der Antragsteller wegen seiner kognitiven Beeinträchtigungen nicht fähig sein, den nötigen Assistenzbedarf festzustellen. Die finnische Gesetzgebung erlaubt diese Entscheidung.

Der UN-Fachausschuss verurteilt diese gesetzliche Grundlage sowie die daraus folgende Entscheidung der Behörden als ableistisch, dies stehe im Widerspruch zum menschenrechtlichen Modell von Behinderung. Der Vertragsstaat Finnland verletze damit Artikel 5 (Recht auf Gleichberechtigung und Nichtdiskriminierung) und 19 (Recht auf selbstbestimmtes Leben) UNRBK.

Finnland erhielt die Empfehlung, den Antrag auf Persönliche Assistenz zu überdenken, eine Entschädigung zu zahlen und seine Rechtsvorschriften zu ändern.  

Das European Network of Independent Living ENIL berichtete ausführlich über den Fall. Die deutsche Übersetzung des Berichts finden Sie in der BODYS-Meldung vom 05.06.2022.
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[bookmark: _Toc106458542]Bericht: COVID-19 und Menschen mit Behinderungen in Europa
Die EU-Kommission hat Länderberichte veröffentlicht, die sich mit den Auswirkungen der Pandemie befassen und über die nächsten Schritte zur Inklusion von Menschen mit Behinderungen informieren. Prof. Dr. Marianne Hirschberg und Prof. Dr. Felix Welti haben den Bericht für Deutschland erstellt und auf zentrale Anliegen wie digitale Barrierefreiheit und den Ausbau inklusiver Arbeitsmöglichkeiten hingewiesen.

Die rechtliche und ordnungspolitische Grundlage des Katastrophenmanagements zur Bewältigung der Corona-Pandemie in Deutschland ist das Infektionsschutzgesetz des Bundes, das von den Ländern und Kommunen umgesetzt wird. Der Bericht konstatiert:

„Die Maßnahmen in der Pandemie beruhen auf politischen Vereinbarungen zwischen Bund und Ländern. Eine institutionalisierte Beteiligung von Menschen mit Behinderungen gibt es nicht. Allerdings befassen sich die Behindertenbeauftragten auf Bundes- und Länderebene mit Fragen, die für Menschen mit Behinderungen relevant sind.“

Die Autorin und der Autor gehen in ihrem Bericht u. a. auf das Pandemiemanagement, die Sterblichkeitsrate, die Zugänglichkeit von Gesundheitsversorgung, Rehabilitation und medizinischen Notfalldiensten, den Zugang zur Bildung, zur Arbeit und den Zugang zum Recht ein. Zu den wichtigsten negativen Auswirkungen der Corona-Krise auf Menschen mit Behinderungen zählen sie drei Aspekte auf:

die negativen Einflüsse auf die Teilhabe von Menschen mit Behinderungen am allgemeinen Arbeitsmarkt,

die negativen Einflüsse auf die Rehabilitation und Therapie von Menschen mit Behinderungen in stationären und ambulanten Einrichtungen,

die Schließung von Schulen, verbunden mit unzureichenden und nicht zugänglichen digitalen Lernangeboten.

Positiv unterstreicht der Bericht hingegen, dass die staatliche finanzielle Unterstützung von sozialen Diensten und Einrichtungen zur Stabilisierung der sozialen Infrastruktur für Menschen mit Behinderungen beigetragen hat, da die Dienste auch dann bezahlt wurden, wenn sie aufgrund der Pandemie nicht tätig werden konnten. Des Weiteren, dass bei der Priorisierung von Impfungen Menschen mit Behinderungen berücksichtigt wurden und der Zugang zu Einkommensunterstützung während der Pandemie erleichtert wurde.

Empfehlungen

Mit Blick auf die negativen Auswirkungen betont der Bericht, dass die Zugänglichkeit der digitalen Bildung für alle Gruppen von Menschen mit Behinderungen eine wichtige Herausforderung für die nächsten Jahre sein werde. Digitale Lernplattformen und Unterrichtsmaterialien müssten barrierefrei zugänglich sein, und die schulische Unterstützung für das Lehren und Lernen aus der Ferne müsse gewährleistet werden.

Um der steigenden Arbeitslosigkeit von Menschen mit Behinderungen entgegenzuwirken, empfiehlt der Bericht die Einrichtung von Programmen zur Weiterbildung, Qualifizierung und Vermittlung in den ersten Arbeitsmarkt, insbesondere für schwerbehinderte Menschen. Eine besondere Herausforderung sei es, die Chancen von Fernarbeit und digitalen Arbeitsplätzen für den Aufbau inklusiverer Arbeitsmöglichkeiten auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt zu nutzen und die Barrierefreiheit digitaler Arbeit sicherzustellen.

Mit Blick darauf, dass die meisten Opfer des Coronavirus Menschen in Heimen waren und die Unterbringung in Heimen im Widerspruch zur Perspektive des Übereinkommens der Vereinten Nationen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen (UN-BRK) steht, empfiehlt der Bericht, dass Deutschland grundsätzlich weiter an der Deinstitutionalisierung und an Alternativen zum Leben in der Gemeinschaft arbeiten muss.

Der 58-seitige Bericht liegt, wie auch die Berichte anderer EU-Staaten, in Englischer Sprache auf der Seite des Publications Office of the European Union vor:

COVID-19 and people with disabilities: assessing the impact of the crisis and informing disability-inclusive next steps: Germany, 2022; https://data.europa.eu/doi/10.2767/876008

(Quelle: Europäische Kommission / DVfR-Newsletter vom 27.04.2022)
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[bookmark: _Toc106458543]Global Accessibility Awareness Day am 19. Mai 2022
Soziale Medien nutzen, online auf Nachrichten zugreifen, Informationen über Suchmaschinen finden – all das ist aus unserem Alltag nicht mehr wegzudenken. Trotzdem können blinde und sehbehinderte Menschen sich nicht auf den Zugang zu diesen Angeboten verlassen. Und das soll auch so bleiben, wenn es nach den EU-Institutionen geht. Denn der Europäische Rechtsakt für digitale Dienste (Digital Services Act, kurz DSA) in seiner momentanen Fassung sieht vor, dass die Anbieter digitaler Plattformen und Dienste nicht zur Barrierefreiheit verpflichtet werden. Stattdessen setzt man auf freiwillige Verhaltenskodizes. 

„Barrierefreiheit muss ohne Wenn und Aber gewährleistet sein“, sagt Klaus Hahn, der Präsident des Deutschen Blinden- und Sehbehindertenverbandes (DBSV). „Ansonsten droht eine wachsende digitale Kluft zwischen denjenigen, die Zugang zu neuen Technologien haben und von ihnen profitieren, und denjenigen, die beim digitalen Wandel zurückbleiben.“

Im Einklang mit dem Europäischen Behindertenforum (EDF) fordert der DBSV deshalb die EU-Institutionen und insbesondere auch die Bundesregierung auf, vor der endgültigen Verabschiedung der Verordnung nachzubessern und Barrierefreiheit für die Anbieter digitaler Plattformen zur Pflicht zu machen. 

Hintergrund

Die Einigung zum Digital Services Act wurde als Meilenstein bei der Regulierung großer Online-Plattformen, dem Schutz der Online-Nutzer, der Gewährleistung der Meinungsfreiheit und der Chancen für Unternehmen gefeiert. Diese Verordnung benachteiligt jedoch blinde und sehbehinderte Menschen wie auch Menschen mit anderen Behinderungen, die auf Barrierefreiheit angewiesen sind. Das betrifft nicht nur die Nutzung sozialer Medien, von Suchmaschinen und News-Portalen. Auch die im DSA verankerten Mechanismen zur Kennzeichnung von Hassreden oder illegalen Waren sind für Menschen mit Behinderungen nicht garantiert nutzbar. Zudem ist mit den aktuell vorgesehenen Regelungen nicht gewährleistet, dass sie die Kontrolle über ihre privaten Daten und die von den Algorithmen empfohlenen Inhalte oder Produkte behalten. Nicht einmal bei Notfällen im Bereich der öffentlichen Gesundheit ist garantiert, dass Menschen mit Behinderungen Informationen erhalten, die lebenswichtig sein können. 

Auf europäischer Ebene gibt es mit dem European Accessibility Act (EAA) bereits eine solide rechtliche und technische Grundlage für die Zugänglichkeit von Dienstleistungen. Die zunehmend wichtiger werdenden Plattformangebote sind bislang nicht von diesen Regelungen erfasst. Nun muss die Möglichkeit genutzt werden, mit dem DSA diese gravierende Regelungslücke zu schließen.
 PM vom 18. Mai 2022
[bookmark: _Toc317430520][bookmark: _Toc328493954][bookmark: _Toc340567602][bookmark: _Toc351040287][bookmark: _Toc360622339][bookmark: _Toc372206245][bookmark: _Toc379878056][bookmark: _Toc390957527][bookmark: _Toc403737741][bookmark: _Toc413741801][bookmark: _Toc427742606][bookmark: _Toc437953076][bookmark: _Toc444762714][bookmark: _Toc455589552][bookmark: _Toc469919709][bookmark: _Toc478225692][bookmark: _Toc488930994][bookmark: _Toc501287503][bookmark: _Toc508541122][bookmark: _Toc518745860][bookmark: _Toc518820132][bookmark: _Toc518820186][bookmark: _Toc518820251][bookmark: _Toc518820357][bookmark: _Toc518820448][bookmark: _Toc533071445][bookmark: _Toc4767234][bookmark: _Toc14074041][bookmark: _Toc26800076]
+++

[bookmark: _Toc36805703][bookmark: _Toc44664654][bookmark: _Toc57979551][bookmark: _Toc66803434][bookmark: _Toc76478054][bookmark: _Toc90028663][bookmark: _Toc97889800][bookmark: _Toc106458544]Dies & Das

[bookmark: _Toc106458545]Dennis Sonne in Landtag von Nordrhein-Westfalen gewählt
#SonneindenLandtag", unter anderem mit diesem Slogan hat der Finanzwirt Dennis Sonne für seine Wahl in den Landtag von Nordrhein-Westfalen geworben. Nun hat der auch behindertenpolitisch sehr aktive Kommunalpolitiker aufgrund der Stimmenzuwächse von 11,8 Prozent der Grünen gerade noch den Sprung in den Landtag über die Landesliste geschafft. Dem neuen Landtag des bevölkerungsreichsten Bundeslandes gehört zukünftig also auch ein Rollstuhlnutzer an, der zudem aller Voraussicht nach Mitglied einer Regierungsfraktion sein dürfte, weil die Grünen wahrscheinlich in der neuen Regierung mitwirken werden. 

"18,5 Prozent...vorläufig! Drückt die Daumen", hatte Dennis Sonne nach Bekanntwerden der Prognose am Wahlabend kurz nach 18:00 Uhr über Facebook gepostet. In einem Interview der kobinet-nachrichten kurz vor der Wahl hatte Dennis Sonne die Marke von 18 Prozent ausgegeben, die für seinen Einzug in den Landtag reichen könnten. Laut vorläufigem Endergebnis bekamen die Grünen 18,2 Prozent und laut Informationen des Landeswahlleiters reicht dies gerade für Dennis Sonne, so dass er zukünftig als Landtagsabgeordneter u.a. auch für eine inklusiv und an den Menschenrechten ausgerichtete Behindertenpolitik werben kann.

Dabei war der Wahlabend sehr spannend für ihn, denn die Grünen holten sieben Direktmandate in Aachen, Köln und Münster, so dass Dennis Sonne gerade noch mit Listenplatz 36 als letzter der Landesliste den Einzug in den Landtag geschafft hat.
Auf die Frage im Interview vom 13. Mai mit den kobinet-nachrichten, wenn es klappen sollte, dass er in den Landtag kommt, was er dann als erstes machen würde hatte Dennis Sonne geantwortet: "Als erstes mache ich ein Fass auf, aber ich glaube Sie meinen welches politische Thema ich zunächst angehe. Ich möchte mich für mehr Bürgerbeteiligung im ganzen Land einsetzen. Ich möchte mich für ein Antidiskriminierungsgesetz einsetzen. Ich möchte die UN-Behindertenrechtskonvention umsetzen, sodass Schüler*innen mit Behinderungen endlich Chancengleichheit erfahren dürfen. Ich möchte mich neben der Ausweitung für den ÖPNV auch für den barrierefreien ÖPNV einsetzen. Es gibt so viel zu tun in Nordrhein-Westfalen und für die Aufgaben die vor uns liegen brauchen wir mutige, zukunftsgerichtete Menschen im Landesparlament. Ich zähle mich definitiv dazu."

Link zur Liste der über die Landeslisten gewählten Kandidat*innen
Link zur Facebookseite von Dennis Sonne
Link zum kobinet-Interview mit Dennis Sonne vom 13. Mai 2022

kobinet-nachrichten vom 16.05.2022 
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[bookmark: _Toc106458546]Otto Perl: Selbsthilfe-Klassiker neu aufgelegt

Die digitale Bibliothek „bidokbib“ der Universität Innsbruck hat einen Klassiker der Körperbehinderten-Selbsthilfe-Literatur jetzt neu und barrierefrei zugänglich aufgelegt. Es handelt sich um die Schrift „Krüppeltum und Gesellschaft“ von Otto Perl aus dem Jahr 1926. Darin fordert der Mitbegründer des ersten Selbsthilfebundes körperbehinderter Menschen vehement die Selbstbestimmung und Selbstkontrolle ein. Leider macht er sich nur für die „geistig normalen Krüppel“ stark und grenzt sich deutlich von den „geistig anormalen“ ab. 

Sein Buch blieb lange verschollen, bis es der Bundesverband Selbsthilfe Körperbehinderter e.V. (BSK) im Jahr 1993 in einer kommentierten Ausgabe nachdruckte, aber auch noch in alter deutscher Schrift und für viele schwer zu entziffern . Jetzt, fast 30 Jahre später, findet sich der Titel barrierefrei und in gewohnter Schriftform bei bidokbib wieder und ist nun offen für alle Interessierten an der Geschichte der Behinderten-Bewegung.

Heiden H.-G.; Simon, G.; Wilken, U.: Otto Perl und die Entwicklung von Selbstbestimmung und Selbstkontrolle in der Körperbehinderten-Selbsthilfe-Bewegung. Mit einem Nachdruck des Hauptwerkes von Otto Perl: „Krüppeltum und Gesellschaft im Wandel der Zeit“ (Gotha 1926)
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[bookmark: _Toc106458547]Ein halbes Jahr „gute Nachrichten zur Inklusion“
Über 50 gute Nachrichten zur Inklusion wurden in den ersten sechs Monaten des von der Aktion Mensch geförderten Projektes „Gute Nachrichten zur Inklusion“ vom Verein für Menschenrechte und Gleichstellung Behinderter - NETZWERK ARTIKEL 3 - veröffentlicht. Nach den ersten sechs Monaten zog der Verein nun eine positive Zwischenbilanz des Projektes. "Bei dem Projekt ist der Name Programm, denn Schwerpunkt des auf vier Jahre angelegten Projektes ist die Veröffentlichung guter Nachrichten zur Inklusion und zur Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention", teilte der Projektleiter Ottmar Miles-Paul mit. Mit dem Projekt will das NETZWERK ARTIKEL 3 gute Entwicklungen in Sachen Inklusion behinderter Menschen aufzeigen. Andererseits sollen die guten Nachrichten zur Inklusion und die damit verbundenen Schulungen und Veranstaltungen zur Nachahmung anregen.

Sei es die barrierefreie Umgestaltung des rheinland-pfälzischen Landtags, das erfolgreiche Schlichtungsverfahren mit der Lufthansa nach einer Verweigerung des Mitflugs einer Rollstuhlnutzerin oder Initiativen für die Vermittlung behinderter Menschen auf den allgemeinen Arbeitsmarkt, über diese und viele andere Entwicklungen zu mehr und echter Inklusion hat das Projekt bereits berichtet. Und viele weitere Berichte sollen folgen. Zudem wurden auch eine Reihe von guten Nachrichten in einfache Sprache übersetzt und veröffentlicht. 

„Neben der Vorstellung guter Projekte bzw. guter politischer Veränderungen, geht es in dem Projekt hauptsächlich auch darum, Menschen in den Mittelpunkt zu stellen, die sich für Inklusion einsetzen und mit ihrem Wirken ganz konkret etwas für sich und andere in Sachen gleichberechtigte und selbstbestimmte Teilhabe behinderter Menschen bewegen. Deshalb freuen wir uns auch darüber, dass verschiedene Medien unsere guten Nachrichten zur Inklusion aufgegriffen und ebenfalls darüber berichtet haben“, betonte der selbst seh- und hörbehinderte Projektleiter.

Deshalb wurden im Rahmen des neuen Projektes bereits einige Akteur*innen befragt, was für sie gute Nachrichten zur Inklusion sind. Für die Erstellerin des Logos für das Projekt Marleen Soetandi sind gute Nachrichten zur Inklusion beispielsweise Begegnungen ohne "Klassendenken", wenn "anders" weder "besser" noch "schlechter" macht.

Die neuesten guten Nachrichten zur Inklusion, die gerne übernommen werden dürfen, und weitere Infos zum Projekt gibt's unter folgendem Link:

http://www.nw3.de/index.php/aktuelle-gute-nachrichten-zur-inklusion
Aussagen dazu, Was gute Nachrichten zur Inklusion für einzelne Akteur*innen sind, finden Sie unter folgendem Link: 

http://www.nw3.de/index.php/was-sind-gute-nachrichten-zur-inklusion
Wer sich regelmäßig über die neuesten guten Nachrichten zur Inklusion und begleitende Veranstaltungen informieren möchte, kann sich in den Verteiler für den Newsletter des Projektes per Mail bei Ottmar Miles-Paul unter ottmar.miles-paul@bifos.de eintragen lassen. 
 Pressemitteilung vom 6. April 2022
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[bookmark: _Toc106458548]Buchbesprechung

Heike Ehrig, Doris Krumpholz:
Ressourcen von beruflich erfolgreichen Frauen. Eine qualitative Studie zu Frauen mit und ohne Behinderung.
Münster, New York, Waxmann, 2022. 356 Seiten. 34,90 Euro. ISBN: 978-3-8309-9461-9.

Frauen sind beruflich benachteiligt. Diese Tatsache ist bereits durch viele Studien belegt worden, die jedoch mit einem defizitorientierten Ansatz meist lediglich die Hemmnisse beleuchteten, die Frauen am beruflichen Aufstieg hindern. Anders die Autorinnen des vorliegenden Werks: Sie ergründen die subjektiv von Frauen erkannten Ressourcen und Erfolgsfaktoren für einen beruflichen Aufstieg oder Erfolg sowie ihre individuellen Handlungsstrategien. Dazu existieren bislang wenig Studien und gar keine, die sich auf Frauen mit Behinderung beziehen.

Um ihren Fragestellungen nachzugehen, haben die Autorinnen die vorliegende Literatur gesichtet und in einem empirischen Teil 14 Frauen mit und ohne Behinderung in qualitativen Interviews zu 17 Kategorien befragt. Deutlich werden die Prioritäten der befragten Frauen, ihre Strategien sowie ihre Empfehlungen an andere Frauen und Arbeitgeber*innen. Befragt wurden neun Frauen ohne Behinderung und fünf Frauen mit Behinderung, was Leser*innen sich aber entweder selbst erschließen oder erst auf Seite 302 des Buches erfahren. Alle Frauen mit Behinderung wurden mit der Beeinträchtigung geboren.

Die meisten im Fazit aufgelisteten Erkenntnisse sind nicht wirklich überraschend, wenn beispielsweise eine bessere Vereinbarkeit von Beruf und Familie gefordert wird. Neu ist allerdings die Einbeziehung behinderter Frauen in solch eine Studie, wobei mich die Motivation der Autorinnen für die Wahl ausgerechnet dieses zusätzlichen Benachteiligungsmerkmals interessiert hätte. Deutlich wird die große Bedeutung, die die Frauen mit Behinderung der Unterstützung durch Eltern und Familien zuschreiben. Wichtig waren für die behinderten Frauen auch gute schulische Voraussetzungen, die allerdings durch die Eltern teilweise mühsam erkämpft werden mussten. So kritisieren die Frauen mit Behinderung nicht nur die Benachteiligungen behinderter Frauen, sondern auch die unzureichende Altersabsicherung ihrer betreuenden Mütter.

Die Studienergebnisse müssen sicherlich durch weitere Forschungsarbeiten untermauert oder ergänzt werden. Auch können die fünf interviewten behinderten Frauen nicht als „typisch“ für Frauen mit Behinderung betrachtet werden, da nur weniger als fünf Prozent der behinderten Menschen in Deutschland mit einer angeborenen Beeinträchtigung leben. Interessiert hätten mich auch auffällige Unterschiede oder Gemeinsamkeiten zwischen Frauen mit und ohne Behinderung.

Das Buch ist bestimmt eine anregende Lektüre für Frauenforscher*innen, die sich für den Ressourcenansatz interessieren und speziell für Forschende zum Thema „behinderte Frauen“.

Sigrid Arnade
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[bookmark: _Toc106458550]Bericht des Vorstandes
zur Mitgliederversammlung am 13. Mai 2022

1 Allgemeines

Auch im vergangenen Jahr wurde das NETZWERK ARTIKEL 3 durch den dreiköpfigen Vorstand, bestehend aus Prof. Dr. Gisela Hermes, Barbara Vieweg und Dr. Sigrid Arnade vertreten. Das Netzwerk hat etwa 80 Mitglieder und Förderer.

Im Jahr 2021 bestand zuerst einmal die Hauptherausforderung u.a. darin, dass wir bis auf die Förderung der Aktion Mensch zum Europäischen Protesttag zur Gleichstellung behinderter Menschen erst einmal keine Förderung zur Abdeckung der Kosten für Miete und Personal hatten. Erst seit 1. Oktober 2021 führt das NETZWERK ARTIKEL 3 das Projekt „Gute Nachrichten zur Inklusion“ durch, das von der Aktion Mensch für vier Jahre gefördert wird. 


2 Behinderung und Menschenrecht (BuM)

Im Jahr 2021 wurde der Informationsdienst „Behinderung und Menschenrecht“ (BuM) dreimal von H.-Günter Heiden erstellt und hauptsächlich per Mail versandt. Etwa 15 Mitglieder erhalten BuM auf Wunsch als Printbroschüre. Durch eine Kooperation mit dem Bochumer Zentrum für Disability Studies (BODYS) gibt es auf deren Website unter bodys-wissen mittlerweile ein BuM-Archiv, auf dem die Ausgaben seit 1998 einsehbar sind. Der Link zum BuM-Archiv lautet: https://www.bodys-wissen.de/behinderung-menschenrecht.html


3 Öffentlichkeitsarbeit

In regelmäßigen Abständen verfassen vor allem Ottmar Miles-Paul, aber auch H.-Günter Heiden oder Sigrid Arnade Meldungen zu aktuellen behindertenpolitischen Themen für den tagesaktuellen Nachrichtendienst zu Behindertenfragen kobinet-nachrichten unter www.kobinet-nachrichten.org und die Homepage des NETZWERK ARTIKEL 3 unter www.nw3.de. Sigrid Arnade und Hans-Günter Heiden berichteten unter anderem über die Triage im Rahmen der Corona-Pandemie und zum Barrierefreiheitsstärkungsgesetz. Ottmar Miles-Paul berichtete unter anderem über die Kampagne für ein gutes Barrierefreiheitsrecht im Frühjahr 2021 und seit Oktober 2021 über gute Nachrichten zur Inklusion. Zudem spielten Berichte über die von Sigrid Arnade und H-Günter Heiden vom 22. April bis 9. Mai 2021 durchgeführte Tour mit dem Mehr Barrierefreiheit Wagen für ein gutes Barrierefreiheitsrecht eine wichtige Rolle in der Öffentlichkeitsarbeit. Wie schon 2020 hat das NETZWERK ARTIKEL 3 auch 2021 einen Antrag zum Europäischen Protesttag zur Gleichstellung behinderter Menschen gestellt und war mit dem Mehr Barrierefreiheit Wagen auf Tour, um für ein gutes Barrierefreiheitsrecht zu werben. 
 
Benjamin Bechtle betreut die Website des Netzwerks auf www.nw3.de, worüber wir auch weiterhin viele Kontakte bekommen und bekannter werden. Unsere Website hat zwar einen guten Ruf, muss aber kontinuierlich aktualisiert werden. Auf der Internetseite ist auch das aus dem Partizipationsfonds des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales vom 1. Januar 2018 bis 31. Dezember 2020 geförderte Projekt zur Förderung der Partizipation bei der Umsetzung und Weiterentwicklung des Bundesteilhabegesetzes unter www.teilhabegesetz.org entsprechend verlinkt. Das Projekt endete am 31. Dezember 2020, die Informationen bleiben aber auch weiterhin erhalten und es gibt immer noch eine Reihe von Aktivitäten, die zu diesem Thema durchgeführt werden, wie beispielsweise die Mitwirkung in verschiedenen Beiräten. 

Auch unsere Schattenübersetzung zur deutschen Übersetzung der UN-Behindertenrechtskonvention ist nach wie vor gefragt und wird immer noch häufig bestellt. Im September 2018 wurde die mittlerweile 3. Auflage der Schattenübersetzung ins Internet eingestellt und veröffentlicht. Auch die Dokumentation der 1. Staatenprüfung wird weiterhin angefragt und verschickt.

4 Ausnahmen von Barrierefreiheitsvorgaben

Für die Berliner Ebene prüft Michael Wolter diese Ausnahmegenehmigungen für das Netzwerk, die aber oft sehr kurzfristig eintreffen oder sogar nach Baubeginn. Ein weiteres Problem dabei ist, dass Michael zu den Ämtern fahren müsste, um die relevanten Unterlagen einzusehen. Es müsste die Möglichkeit geben, diese Unterlagen auch elektronisch zu bekommen. In einem Fall hat das Netzwerk im vergangenen Jahr Widerspruch gegen eine solche Ausnahmegenehmigung eingelegt, der aber abgelehnt wurde. Ein zu Rate gezogener Jurist riet nach einem genauen Blick in die Berliner Bauordnung von einer Klage wegen Aussichtslosigkeit ab.

5 Barrierefreiheitsstärkungsgesetz

Im Frühjahr 2021 stand die Entwicklung und letztendlich auch die Verabschiedung des Barrierefreiheitsstärkungsgesetz im Bundestag an. Das NETZWERK ARTIKEL 3 hat hierzu aktiv an einer entsprechenden Kampagne mit der Interessenvertretung Selbstbestimmt Leben in Deutschland (ISL) mitgewirkt und sich vor allem dafür eingesetzt, dass endlich auch private Anbieter*innen von Dienstleistungen und Produkten zur Barrierefreiheit und angemessenen Vorkehrungen verpflichtet werden. Dies war mit der damaligen Mehrheit im Bundestag leider nicht zu machen, so dass es vorwiegend lediglich Verbesserungen im digitalen Bereich gibt, die aber erst in den nächsten Jahren in Kraft treten. Auch in Sachen Nichtdiskriminierung bei der Nutzung von Assistenzhunden ist ein Fortschritt gelungen, der auch im privaten Bereich greift.  


6 Triage

Seit die Corona-Pandemie die Bundesrepublik in Atem hält, beschäftigt uns dieses Thema. Dabei geht es um die Frage, wer im Fall knapper medizinischer Ressourcen noch behandelt wird und wer nicht. Nachdem einige medizinische Fachgesellschaften im Frühjahr 2020 dazu Empfehlungen formuliert hatten, verfasste das NETZWERK ARTIKEL 3 zusammen mit der ISL einen Kommentar dazu. Anschließend mischten sich H.-Günter Heiden und Sigrid Arnade für das Netzwerk oder die Liga Selbstvertretung auch 2021 immer wieder in die entsprechenden Diskussionen ein, siehe auch www.runder-tisch-triage.de. Dieses Thema hat durch die positive Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts Ende Dezember 2021 eine neue Relevanz bekommen, da nun der Gesetzgeber die Nichtdiskriminierung behinderter Menschen im Falle einer Triage im Rahmen der Corona-Pandemie sicherstellen muss. In diesen Gesetzgebungsprozess mischt sich das NETZWERK ARTIKEL 3 weiterhin mit einer Reihe von Partner*innen ein. 


7 LIGA Selbstvertretung, www.liga-selbstvertretung.de 

Das NETZWERK ARTIKEL 3 e.V. ist die Anlaufadresse der LIGA Selbstvertretung. Etwa alle drei bis sechs Monate treffen sich die Mitglieder online zum Austausch. Die LIGA Selbstvertretung erweist sich dabei als eine gute Partnerin für vielfältige Aktivitäten des NETZWERK ARTIKEL 3. Ottmar Miles-Paul und Sigrid Arnade sind zwei der drei Sprecher*innen der LIGA Selbstvertretung.


8 Projekt zum Budget für Arbeit

Das NETZWERK ARTIKEL 3 hat Ende 2018 einen Antrag bei der Aktion Mensch gestellt, um gezielt für das Budget für Arbeit werben zu können. Dieser Antrag wurde im Januar 2019 bewilligt. Eigentlich war das Projekt auf zwei Jahre begrenzt, konnte aber aufgrund von Einsparungen bis Ende 2021 verlängert werden. Im Rahmen dieses Projektes führte das NETZWERK ARTIKEL 3 unter anderem einen Stand auf der Werkstättenmesse in Nürnberg Ende März 2019 durch und warb für Alternativen zur Werkstatt für behinderte Menschen. Pandemiebedingt wurde die Messe im April 2000 abgesagt, so war eine geplante Teilnahme an der Werkstätten-Messe nicht möglich und 2021 nur digital möglich. Hier hat das NETZWERK ARTIKEL 3 mit einer Online-Veranstaltung im Jahr 2021 einen entsprechenden Akzent für das Budget für Arbeit gesetzt. Zudem wurde das Thema in einer Reihe von Online-Veranstaltungen eingebracht. Zum 31. Dezember 2021 wurde das Projekt erfolgreich beendet. Die Inhalte des Projektes stehen aber weiterhin auf www.budgetfuerarbeit.de zur Verfügung. 


9 Zweite Staatenprüfung Deutschlands

Pandemiebedingt zieht sich die zweite Staatenprüfung Deutschlands zur Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention weiter hin, so dass diese auch im Jahr 2021 nicht mehr stattfinden konnte. Das NETZWERK ARTIKEL 3 begleitet den Prozess zusammen mit der LIGA Selbstvertretung weiterhin aktiv. 


10 Gute Nachrichten zur Inklusion

Zum 1. Oktober 2021 hat die Aktion Mensch das auf vier Jahre angelegte Projekt „Gute Nachrichten zur Inklusion“ des NETZWERK ARTIKEL 3 bewilligt. Dieses Projekt gibt uns die Möglichkeit, den Blick auf gute Beispiele in Sachen Inklusion zu lenken und dazu entsprechende Berichte zu veröffentlichen bzw. Veranstaltungen durchzuführen. In den ersten drei Monaten des Projektes im Jahr 2021 gelang es, eine Projekt-Homepage aufzubauen, zügig mit den Inhalten zu starten und bereits über 30 Beiträge auf der Homepage des NETZWERK ARTIKEL 3 auf www.nw3.de zu veröffentlichen. Eine Reihe von Partnern wurde für das Projekt auch bereits gefunden, so berichtet der Podcast „Inklusion Ganz Einfach Leben (IGEL)“ regelmäßig über das Projekt und über gute Nachrichten zur Inklusion. Die Beiträge werden in der Regel auch in den kobinet-nachrichten auf www.kobinet-nachrichten.org veröffentlicht. 


11 Sonstiges

Das NETZWERK ARTIKEL 3 wird sich besonders nach dem Verfassungsgerichtsbeschluss vom Dezember 2021 auch weiterhin verstärkt mit dem Thema Triage beschäftigen. 

Berlin, 2. Mai 2022

Dr. Sigrid Arnade (Vorstand NETZWERK ARTIKEL 3)	
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[bookmark: _Toc106458551]Protokoll der Mitgliederversammlung 2022 
des NETZWERK ARTIKEL 3 e.V. in Berlin am 13. Mai 2022

Ort/Zeit: Zoom-Videokonferenz, von 15.00 – 16.25 Uhr 

TN: Sigi Arnade, H.- Günter Heiden, Ottmar Miles-Paul, Sandra Olbrich, Dinah Radtke, Brigitte Sakrzewski, Lydia Schäffer, Jörn Schadendorf, Barbara Vieweg, Franziska Vu, Matthias Weinert, Michael Wolter.

TO 1: Begrüßung 

Die Begrüßung erfolgt durch das Vorstandsmitglied Sigi Arnade und stellt die Beschlussfähigkeit der Versammlung laut Satzung fest. 

TO 2: Wahl von Sitzungsleitung 

Sigi Arnade wird als Versammlungsleiterin bestätigt.

TO 3 Wahl der Protokollführung

H.- Günter Heiden wird als Protokollant bestätigt.

TO 4: Beschluss der Tagesordnung

Die vorgeschlagene Tagesordnung wird ohne Ergänzungen angenommen.

TO 5: Bericht des Vorstands

Der Bericht des Vorstands wird von Sigi Arnade zusammengefasst. Der schriftliche Bericht wird in der kommenden Ausgabe (Juni-Juli 2022) von B&M veröffentlicht. Zum Bericht des Vorstandes gibt es keine Fragen.

TO 6: Kassenbericht

Sigi Arnade stellt die Finanzsituation des Netzwerks vor (mit geteiltem Bildschirm) und erläutert die Vorlage: Anfang 2021 hatte das Netzwerk ein gutes Finanzpolster von rund 35.300 €. Projekte mussten aber noch beendet werden, und laufende Ausgaben fielen ohne neue Projektmittel auch an. Dann wurde zum Oktober 2021 ein Projekt durch die Aktion Mensch bewilligt, aber Gelder flossen in 2021 noch nicht, so dass das Netzwerk mit über 13.000 in Vorleistung gehen musste. So verfügte das Netzwerk Ende 2021 nur noch über rund 530 €.

Zum Kassenbericht gibt es keine Fragen. Ottmar Miles-Paul weist jedoch darauf hin, dass auf das Vorhandensein von ausreichenden Eigenmitteln für Projekte zu achten sei.

TO 7: Entlastung des Vorstands

Ottmar Miles-Paul beantragt die Entlastung des Vorstandes. Diese wird einstimmig, ohne Enthaltungen, angenommen. Miles-Paul dankt dem Vorstand für die geleistete gute Arbeit.

TO 8: Neuwahl des Vorstands

Ottmar Miles-Paul übernimmt die Wahlleitung und berichtet, dass das heute nicht anwesende Vorstandsmitglied Gisela Hermes verhindert ist, aber ihre erneute Kandidatur angekündigt hat. Im Falle ihrer Wahl werde sie diese auch annehmen. Als weitere Kandidatinnen stellen sich Sigi Arnade und Barbara Vieweg zur Verfügung. Weitere Kandidat*innen stellen sich nicht zur Wahl.

Es wird nacheinander abgestimmt:

Sigi Arnade, einstimmig, keine Enthaltungen
Gisela Hermes, einstimmig, keine Enthaltungen
Barbara Vieweg, einstimmig, keine Enthaltungen

Auch Sigi Arnade und Barbara Vieweg nehmen die Wahl an. Somit ist der bisherige Vorstand auch der neue Vorstand.

Lydia Schäffer fragt nach den Satzungsvorgaben zur Wahl in COVID-Zeiten. Ottmar Miles-Paul bestätigt, dass hybride Formate in Ordnung seien. (Eine Durchsicht der NW3-Satzung im Nachgang zur MV ergab, dass die bisherige Satzung die Wahl deckt. Eine Ergänzung könne erfolgen, müsse aber nicht zwingend sein.)


TO 9: Weitere Aktivitäten

Sigi Arnade übernimmt wieder die Versammlungsleitung. Ottmar Miles-Paul berichtet von den weiteren Aktivitäten, als da sind:

Treffen mit Bundestagsabgeordneten der Grünen (Steffi Aeffner, Boris Mijatovic) zur Umsetzung des Koalitionsvertrages; Diskussionsbeiträge und Dokumente zur Triage; NW3-Projekt „Gute Nachrichten zur Inklusion“.

Es wird kurz über den Stand zur Triage-Diskussion (Gesetzentwurf) berichtet. Aktuelle Links sind unter der Seites des Runden Tisches Triage (www.runder-tisch-triage.de) zu finden. Brigitte Sakrzewski weist auf ihre Aktivitäten zur Barrierefreiheit auf der Ebene des Berliner Bezirks Treptow-Köpenick hin. Mathias Weinert spricht über Erfolge beim Theater Bremen (zusätzliche Rollstuhlplätze, Buchungssystem, Webseite). Michael Wolter, der für NW3 Ausnahmen bei Baugenehmigungen auf Berliner Ebene prüft, berichtet, dass eine gute Partizipation schwierig sei, wenn man persönlich zu den Ämtern hinfahren müsse. Unterlage per E-Mail seien geeigneter. Er benötige außerdem eine geänderte E-Mail-Adresse, da er ja nicht als Privatperson prüfe. Alle Gerichtsurteile zum Baurecht habe er in seinem Programm verfügbar.

TO 10: Verschiedenes

Die MV diskutiert über ein Zoom-Treffen zu inhaltlichen Fragen. Dies wird befürwortet und folgende Themen seien denkbar:

Nicht barrierefreie ärztliche Praxen / Genehmigungsvoraussetzungen; neue Berliner Bauordnung; Triage-Gesetzgebung; Mindestlohn in WfbM; Entlastungen auch für Rentner*innen / Menschen mit Behinderungen; ableistische Sprachverwendungen wie „der Rollstuhl“, wenn Personen gemeint sind.

Es wird beschlossen, am 16. September 2022 um 15 Uhr eine online-Diskussion zu einem dann aktuellen Thema eingedenk der obigen Vorschläge zu führen.

Der Vorstand bedankt sich bei den Mitgliedern für ihre Beiträge und schließt die Versammlung.

Berlin, den 16. Mai 2022

Dr. Sigrid Arnade, Versammlungsleitung          H.- Günter Heiden - Protokoll
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[bookmark: _Toc44664659][bookmark: _Toc57979557][bookmark: _Toc66803437][bookmark: _Toc76478062][bookmark: _Toc90028670][bookmark: _Toc97889804][bookmark: _Toc106458552]Rechtsanwaltsadressen

Die nachstehende Liste des NETZWERK ARTIKEL 3 e.V. enthält Anwaltsadressen, bei denen behinderte Menschen gute Erfahrungen gemacht haben, was die Aufgeschlossenheit für das jeweilige Anliegen angeht. Die Anwält*innen sind teilweise selber behindert, ihre Spezialgebiete sind – soweit vorhanden – in Klammern aufgelistet. Die Liste selber wird nach Postleitzahlen geführt. 

01309 – RAin Barbara von Heereman, Schillerplatz 7, 01309 Dresden, Tel.: 0351-3161040, Fax: 0351-3161041, E-Mail: ra@vonheereman.de, www.vonheereman.de, www.schulrecht-dresden.de
 
10317 – RAin Dagmar Schnürer, Wönnichstr. 14, 10317 Berlin, Tel.: 030/887 007 49 Fax: 030/887 007 96, E-Mail: anwaeltin-schnuerer(at)posteo.de, www.kanzlei-schnuerer.de Schwerpunkten Sozialrecht (Persönliches Budget, Teilhaberecht) und Arbeitsrecht

10437 - RAe Dr. Theben, Greifenhagener Str. 30, 10437 Berlin, 
Tel.: 030/437200-0, Fax: 030/437200-10 (Arbeit- und Verwaltungsrecht, Verstöße gegen das Diskriminierungsverbot, Ansprüche nach dem Gleichstellungsgesetz, Vereins- und Stiftungsrecht)

10967 - RA Marcus Lippe, Urbanstr.100, 10967 Berlin (bei Ambulante Dienste Berlin) Tel.:  030 / 690 487 – 0, Fax:  030 / 690 487 -23, E-Mail: ad@adberlin.com (u.a. Persönliches Budget)

12347 - RA'in Pamela Pabst, Mohriner Allee 118 c, 12347 Berlin Tel: 030 / 701 727 
13, Fax: 030 / 701 727 14, e-Mail: mail@pamelapabst.de (Strafrecht einschl. 
Opfervertretung, Zivilrecht, Hilfsmittelrecht für Blinde und Sehbehinderte).

16356 -  RA Leif Steinecke, Rebhuhnwinkel 46,16356 Ahrensfelde (Berlin), Tel.: 030-9927-2893, Fax: 030 – 93665866, eMail: leifsteinecke@web.de (Patienten- und Sozialrecht)

18439 - Lars Bischoff, Wasserstr. 50, 18439 Stralsund, Tel.03831/298374 o. 75 Fax: 03831/298376 (Hilfsmittelversorgung)

21614 – Christian Au, Bahnhofstraße 28, 21614 Buxtehude, Telefon: 04161/866 511 0; Fax: 04161/866 511 2; rechtsanwalt@rechtsanwalt-au.de, http://www.rechtsanwalt-au.de/  (Kanzlei für Sozialrecht)

22765 – Kanzlei Menschen und Rechte: Gabriela Lünsmann, Fachanwältin für Familienrecht: Erbrecht (speziell Behindertentestament), Betreuungsrecht, Familienrecht, auch Aufenthaltsrecht; Dr. Oliver Tolmein, Fachanwalt für Medizinrecht: Anti-Diskriminierungsrecht, Rechtsansprüche auf Inklusion und Teilhabe, Pflegerecht, Ansprüche gegen Krankenkassen, Arzthaftungsrecht, Strafrecht inkl. Nebenklage und Opferentschädigungsrecht, Beratung und Vertretung von Verbänden und Organisationen; Dr. Babette Tondorf, SGB IX-Arbeitsrecht, Beratung und Vertretung von Schwerbehindertenvertretungen, Arbeits- und Beamtenrechtliches Antidiskriminierungsrecht, Strafrecht (insbesondere auch Verteidigung von Maßregelvollzugspatienten); Kühnehöfe 20, 22761 Hamburg, 040.600094700, Fax: 040.600094747, www.menschenundrechte.de 

23701 -  RAe Westphal & Kalläne, Janusstr. 5, 23701 Eutin, Tel.: 04521/4016-60,                Fax: 04521/4016-70, e-Mail: info@westphal-kallaene.de (Heimrecht, Betreuungsrecht, Familienrecht, Erbrecht, Medizinrecht - Kalläne; Arbeitsrecht - Westphal, Sozialrecht - Vogel) 

26135 - Rechtsanwalt Kroll, Haarenfeld 52c, 26135 Oldenburg, Tel: 0441/24270 Fax: 0441/27436, e-Mail: kontakt@rechtsanwalt-kroll.de, www.rechtsanwalt-kroll.de  (Sozialrecht)

26135 - RA Judith Ahrend, Donnerschweerstr. 92, 26123 Oldenburg, Tel: 0441/21708680, Fax: 0441/21708688 (Sozialrecht)

28195 - RA'in Doris Galda, Fachanwältin für Sozialrecht, Obernstraße 80, 28195 Bremen, Telefon: 04 21/ 277 96 97, e-Mail: RA@sozialrecht-galda.de,
www.sozialrecht-galda.de  (Kranken- und Pflegeversicherung, Behindertenrecht,
Rentenrecht, Unfallversicherung und angrenzende Rechtsgebiete)

44787  - RAin Martina Steinke, 44787 Bochum, Tel. 0234/9159131
E-Mail: martina.steinke@sozialrecht-bochum.de, www.sozialrecht-bochum.de (Sozialrecht, insbesondere Rechte von Menschen mit Behinderungen; Beratung zum Persönlichen Budget; Allgemeines Gleichbehandlungsrecht, Betreuungsrecht; Heimrecht)

46045 - Kanzlei Bonmann und Feldmann (Feldmann der Spezialist), Wörthstr. 9, 46045 Oberhausen, Tel. 0208/85321 o. 0208/804265, Fax: 0208/208161

48147 - Kanzlei Hüttenbrink, Piusallee 20-25, 48147 Münster, Tel. 0251/85 714-0, www.huettenbrink.com 

51465 – RAin Anja Bollmann, Jakobstraße 113, 51465 Bergisch Gladbach
Tel: 02202/ 29 30 60, Fax: 02202/ 29 30 66, e-Mail: KanzleiBollmann@aol.com
www.neubauer-bollmann.de (Sozialrecht)

51465 – RA Andreas Fritsch, Laurentiusstr. 14, 51465 Bergisch Gladbach, Tel.: 02202/293090, Fax; 02202/293099, e-Mail: info@fritsch-graf-horsten.de, www.fritsch-graf-horsten.de 

55116 – RA Wilfried Schmitz, Leibnizstr. 10, 55118 Mainz, Tel.: 06131/232708, Fax: 06131/223803, e-Mail: mail@ra-dr-reichert.de

55116 -  RA Hans-Christian Kutzner, Emmerich-Josef-Str. 5, 55116 Mainz, Tel.: 06131/629380, Fax: 06131/6293811, e-Mail: ra@ra-kutzner-mainz.de (Arbeitsrecht/Arbeitgebermodell)

64521 – RAe  W. Höfle, F. Beye, E. Höfle, P. Eckhardt, J. Schmidt (Erbrecht und BSHG), Walther-Rathenau-Str.11, 64521 Groß-Gerau, Tel.: 06152/92260, Fax: 06152/922626
 
67059 – RA Hans-Joachim Dohmeier, Ludwigstr.49, 67059 Ludwigshafen, Tel.: 0621/512254, Fax: 0621/518752

72401 – RA Michael A.C. Ashcroft, Madertal 1/1, 72401 Haigerloch, Tel.: 07474/9561660, Fax: 07474/9561669, E-Mail: m.ashcroft@ashcroft.de, E-Mail: http://www.ashcroft.de/de/ (Familienrecht, Sozialrecht, Artzthaftungsrecht)

80637 – RA Wilfried Deisser, Landshuter Allee 8-10, 80637 München, Tel.: 089/96165-333, Fax: 089/96165-332, kontakt@kanzlei-deisser.de (private Berufsunfähigkeitsversicherung, gesetzliche Erwerbsminderungsrente, private Krankenversicherung)

[bookmark: _Hlt184618560]91054 -  RA Michael Baczko, Harfenstr. 4, 91054 Erlangen, Tel.: 09131/611870, Fax: 09131/611868, e-Mail: michael@baczko.de

91054 - RA Thomas Donderer, Bismarckstr. 23, 91054 Erlangen, Tel: 09131/29705, Fax: 09131/6844979, e-Mail: ra-donderer@t-online.de (Betreuungsrecht, Zwangsunterbringungsrecht, Psychiatrierecht, Behindertenrecht, Pflegeversicherungsrecht)

97980 – RA Leonhard Steigmeier (Kanzlei Schöppler), Mittlerer Graben 54, 97980 Bad Mergentheim, Tel.: 07931/3035 o. 07931/95940, Fax: 07931/3037 (Arbeitgebermodell)

(Stand: 16. Mai 2022)

